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  Kleinere Stromausfälle führen trotz einer höheren Wertschätzung für Versorgungssicherheit nicht 
zu einem Akzeptanzproblem für erneuerbare Energien  Foto: Fotolia | alphaspirit

Bundesweit besteht eine hohe Akzeptanz 
der Energiewende  [1]. Die Diskussionen 
um die Erhöhung der EEG-Umlage deuten 
jedoch bereits an, dass die Energiewende 
nicht um jeden Preis in der Bevölkerung 
akzeptiert wird. In diesem Zusammenhang 
stellt sich ebenso die Frage, inwieweit eine 
Gefährdung der Versorgungssicherheit die 
Akzeptanz der Energiewende beeinflusst. 
Der Stromausfall in München bot die Mög-
lichkeit, eine Untersuchung in einer nahezu 
homogenen Bevölkerungsgruppe durchzu-
führen, die in zwei Gruppen geteilt werden 
konnte: in vom Stromausfall beeinträchtig-
te und nicht beeinträchtigte Personen bzw. 
Haushalte. Dieser Umstand ermöglichte es, 
die Auswirkungen eines Stromausfalls auf 
die Einstellung der Bevölkerung im Hin-
blick auf die Akzeptanz der Energiewende 
zu analysieren. Die Autoren nutzten diese 
Gelegenheit mithilfe einer repräsentativen 
telefonischen Umfrage, deren Ergebnisse 
hier ausschnittsweise skizziert werden [2].

Im Folgenden wird zunächst der Hinter-
grund des Stromausfalls aufgezeigt. An-
schließend werden die Ergebnisse der 
Umfrage dargestellt. Dabei werden die 
Einstellungen der Bevölkerung zur Versor-
gungssicherheit, zu Zahlungsbereitschaf-
ten, zur Akzeptanz der erneuerbaren Ener-
gien und zur Bereitschaft der Unterstützung 
der Energiewende getrennt für beide Grup-
pen dargelegt.

Hintergrund des Stromausfalls

Der Stromausfall am Morgen des 15.11.2012 
geht auf einen Erdschluss auf der Freilei-
tung von München nach Moosburg zurück. 
Unmittelbar nach dem Feststellen dieses 

Fehlers hätte die Schutztechnik im Haupt-
umspannwerk (HUW) Föhring nach erfolg-
loser automatischer Wiedereinschaltung die 
Freileitung vom Netz trennen müssen. Die 
Freilandleitung wurde allerdings nicht ab-
geschaltet, so dass sich die Störung auf das 
anschließende Teilnetz ausbreiten konnte.

Die Sicherheitssysteme im Teilnetz reagier-
ten innerhalb von Sekunden und bewirkten 
um 7:00 Uhr eine Abschaltung von 450 000 
Haushaltskunden vorwiegend im Münchner 
Süden. Durch eine sukzessive Zuschaltung 
der betroffenen Stadtteile konnte die Ver-
sorgung bis 10:20 Uhr fast vollständig wie-
derhergestellt werden [3]. Dennoch war die 
Stadt für mehrere Stunden zweigeteilt in be-

troffene und nicht betroffene Haushalte (sie-
he Abb. 1), so dass ein quasi experimentel-
les Untersuchungsdesign ermöglicht wurde.

Untersuchungsmethodik

Im Zeitraum vom 21.1.–5.2.2013 – also rund 
zwei Monate nach dem Stromausfall – wur-
den auf repräsentativer Basis 526 Personen 
aus Münchner Privathaushalten durch das 
Labor für computergestützte Telefonumfra-
gen der TU Dresden befragt. Ein mehrstu-
figes Zufallsverfahren bei der Auswahl der 
Befragten (Gabler-Häder-Verfahren  [4] und 
Last-Birthday-Methode) sowie die faktorielle 
Gewichtung der Stichprobe nach den Merk-
malen Alter, Geschlecht und Bildung trugen 
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Durch den Stromausfall am 15.11.2012 in München war rund die Hälfte der Münchner Haushalte direkt beeinträchtigt. 
Diese Zweiteilung einer im Wesentlichen homogenen Bevölkerungsgruppe ermöglichte es im Rahmen einer repräsentativen 
Bevölkerungsumfrage, die Auswirkungen des Ausfalls auf die Zahlungsbereitschaft sowie die Akzeptanz erneuerbarer Ener-
gien und politischer Maßnahmen zum Netzausbau direkt zu untersuchen. Zwar wurde bei den Beeinträchtigten eine höhere 
Wertschätzung für Versorgungssicherheit gemessen, eine Gefährdung der Akzeptanz der Energiewende konnte jedoch nicht 
festgestellt werden.
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Abb. 1 Aufteilung Münchens in direkt betroffene und nicht betroffene Stadtteile durch den Stromausfall

zur Repräsentativität der Stichprobe bei und 
ermöglichen es, von den Ergebnissen der er-
hobenen Daten innerhalb der statistischen 
Fehlerspannen auf die Grundgesamtheit zu 
schließen [5].

Betroffenheit der  
Haushalte im Stadtgebiet

Die Umfrageergebnisse zeigen, dass 53  % 
der Münchner direkt in ihrem Haushalt 
von dem Stromausfall beeinträchtigt waren. 
Trotzdem traten nur vereinzelt (bei 5 % der 
Befragten) sowie in geringem Umfang (le-
diglich 1 % über 100 €) materielle Schäden 
auf. Darüber hinaus gab es in München Ein-
schränkungen im öffentlichen Leben, z.  B. 
durch den Ausfall bzw. Verspätungen von 
Nahverkehrsverbindungen, die zu einer Be-
einträchtigung führten. Unter Berücksich-
tigung zusätzlicher Lebensbereiche ergibt 
sich, dass insgesamt 68  % der Münchner 
Bevölkerung direkt oder indirekt durch den 
Stromausfall beeinträchtigt war; entspre-
chend waren 32 % der Münchner in keinem 

Lebensbereich betroffen. Die daraus resul-
tierende Aufteilung in zwei Gruppen (Beein-
trächtigte bzw. Nicht-Beeinträchtigte) wird 
für die weitere Auswertung herangezogen.

Bedeutung der  
Versorgungssicherheit

Der Stromausfall in München steht nicht in 
Zusammenhang mit der Nutzung von erneu-
erbaren Energien. Dennoch resultierte aus 
dem Ausfall eine verstärkte mediale Präsenz 
des Themas „Versorgungssicherheit“ auch in 
Zusammenhang mit dem weiteren Ausbau 
Erneuerbarer. Hat der Stromausfall in Mün-
chen also zu einem Bedeutungsgewinn der 
Versorgungssicherheit geführt? Bei der Ein-
schätzung des energiewirtschaftlichen Ziel-
dreiecks (Wirtschaftlichkeit, Versorgungs-
sicherheit und Klimafreundlichkeit) konnten 
zwar signifikante Unterschiede nach Ge-
schlecht, Einkommen und dem Besitz eines 
Ökostromtarifs festgestellt werden. Jedoch 
sind die Unterschiede zwischen beeinträch-
tigten und nicht beeinträchtigten Haushal-

ten gering und statistisch nicht signifikant 
(vgl. Chi2-Tests in der Tabelle).

In der Tabelle ist ersichtlich, dass die Ver-
sorgungssicherheit jeweils mit annähernd 
50 % der Nennungen in allen betrachteten 
Gruppen als wichtigste Eigenschaft der 
Energieversorgung eingeschätzt wird, von 
Männern im Durchschnitt sogar mit 56  % 
der Nennungen. Verglichen mit vorheri-
gen Studien, die analoge Fragestellungen 
verwendeten und jeweils Klimafreundlich-
keit als wichtigste Eigenschaft ermittel-
ten, ist dieses Ergebnis überraschend  [6]. 
Die in der Münchner Stichprobe erhöhte 
Einschätzung der Bedeutung der Versor-
gungssicherheit steht daher vermutlich im 
Zusammenhang mit dem Stromausfall und 
der damit verbundenen medialen Berichter-
stattung, die nicht nur beeinträchtige Haus-
halte erreichte.

Zahlungsbereitschaft für 
Versorgungssicherheit

Eine zentrale Frage im Rahmen der Unter-
suchung war, wie der Wert der Versorgungs-
sicherheit monetär von der Bevölkerung be-
wertet wird. Um dies zu ermitteln, wurden 
die Münchner danach befragt, welche Beträ-
ge sie zur Vermeidung von Versorgungsun-
terbrechungen zu zahlen bereit sind. Im All-
gemeinen hängt die Zahlungsbereitschaft 
(willingness-to-pay, WTP) insbesondere von 
potenziellen materiellen Schäden (z. B. ver-
dorbenen Lebensmitteln) und Nutzeneinbu-
ßen (z. B. Einschränkung der Kochmöglich-
keiten) sowie von den Charakteristika des 
Haushaltes (Einkommen etc.) ab. Sie gibt 
also an, welchen Geldbetrag dieser Haushalt 
bereit ist zu zahlen, um die Konsequenzen 
einer Versorgungsunterbrechung zu ver-
meiden.

Diese Zahlungsbereitschaft approximiert 
folglich den Wert der Versorgungsicherheit 

Tab.: Bedeutung der Ziele der Energieversorgung (Angaben in %)
Genannte Eigenschaft Geschlecht** (n=517) Haushaltseinkommen** (n=419) Ökostromtarif*** (n=466) Beeinträchtigt (n=510)

männlich weiblich < 3 000 € >= 3 000 € Ja Nein Ja Nein

klimafreundlich 26 39 31 35 38 29 31 35

preiswert 18 19 24 12 11 24 21 20

zuverlässig 56 42 45 53 52 47 47 45

Chi2-Test: * p < 0,05; ** p < 0,01; *** p < 0,001 mit  = 0,05
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bezüglich eines spezifizierten Ausfallereig-
nisses. Als Ergänzung zur Erhebung der 
Zahlungsbereitschaft wurden die Münchner 
Haushalte zusätzlich nach ihrer Kompen-
sationsforderung für die Akzeptanz einer 
Versorgungsunterbrechung (willingness-to- 
accept, WTA) befragt. Die Kompensations-
forderung gibt an, welchen Geldbetrag der 
Haushalt fordert, um ein spezifiziertes Aus-
fallereignis zu akzeptieren. Der Befragte 
sollte diese Kompensationsforderung für 
seinen Haushalt also derart wählen, dass der 
zu erhaltene Geldbetrag die negativen Kon-
sequenzen der Versorgungsunterbrechung  
ausgleicht.

Um die beiden Größen bezüglich des imma-
teriellen Gutes „Versorgungssicherheit“ zu 
ermitteln, wurde die sog. „kontingente Be-
wertungsmethode“ angewandt [7]. Entspre-
chend den Anforderungen dieser Methode 
wurden den Befragten konkrete Ausfallsze-
narien vorgegeben, welche sich durch fol-
gende Merkmale charakterisieren:

 Dauer des Versorgungsausfalls (15 min, 
1 h bzw. 4 h);

 Jahreszeit, in welcher der Versorgungs-
ausfall auftritt (Winter);

 Uhrzeit, zu welcher die Unterbrechung 
der Elektrizitätsversorgung auftritt (18 Uhr);

 Spezifischer Wochentag, an dem der 
Versorgungsausfall eintritt (Werktag);

 Räumliche Auswirkungen der Ver-
sorgungsunterbrechung (Stadtgebiet bzw. 
Haushalt).

Sowohl die Zahlungsbereitschaft als auch 
die Kompensationsforderung wurden im 
offenen Format erhoben, so dass die Befrag-
ten zu einem spezifizierten Ausfallszenario 
ohne Vorgaben entsprechende Geldbeträge 
angeben konnten.

Abb.  2 zeigt die Ergebnisse der Erhebung 
der Zahlungsbereitschaft zur Vermeidung 
eines Stromausfalls (Fall 1 & 2) und die ver-
langte Kompensationsforderung zur Akzep-
tanz eines Stromausfalls (Fall 3, 4 & 5) für 
die betrachteten Fälle. Beeinträchtigte Haus-
halte weisen in allen Fällen – im Vergleich 
zu nicht beeinträchtigten Haushalten – eine 
höhere durchschnittliche Zahlungsbereit-
schaft für die Weiterversorgung mit Elektri-
zität auf. Absolut ist der Unterschied mit rd. 
18  € für die Kompensationsforderung zur 

Akzeptanz eines vierstündigen Stromaus-
falls, der nur den eigenen Haushalt betrifft, 
am größten (Fall  3). Statistisch signifikant 
ist der Unterschied von rd. 12 € bei der Zah-
lungsbereitschaft für den analogen Fall zur 
Vermeidung eines Stromausfalls eines Aus-
falls von vier Stunden im eigenen Haushalt 
(Fall 2) [8].

Es kann also ein direkter Einfluss durch die 
Versorgungsunterbrechung auf die Bewer-
tung von Versorgungssicherheit nachge-
wiesen werden; ein Ergebnis, das sich bei 
der qualitativen Bewertung der Einstellung 
zur Versorgungssicherheit nicht zeigte. 
Dies kann damit zusammenhängen, dass 
sich eine angenommene Angleichung der 
Einstellung bei Beeinträchtigten und Nicht-
Beeinträchtigungen als Folge der Medien-
berichterstattung nicht in der gleichen Art 
und Weise auf die monetäre Bewertung aus-
gewirkt hat (Verhaltensdisposition). Anders 
kann es auch ein Indikator dafür sein, dass 
sich Schlüsselereignisse wie ein Stromaus-
fall nicht unmittelbar auf allgemeine Ein-
stellungen, wohl aber auf konkrete Verhal-
tensdispositionen auswirken.

Aus Abb. 2 wird ersichtlich, dass die Kom-
pensationsforderung zur Akzeptanz eines 
Stromausfalls (Fall  3) im Vergleich zur 
Zahlungsbereitschaft zur Vermeidung ei-
nes Stromausfalls (Fall  2) deutlich höher 
ausfällt. Dieses Ergebnis widerspricht zu-
nächst der klassischen Nutzentheorie, da 

die Haushalte in beiden Fällen dieselbe 
Versorgungsunterbrechung bewerten. Die 
unterschiedliche Entscheidungsgrundlage 
(„Wie viel sind Sie bereit zu zahlen?“ bei der 
Zahlungsbereitschaft im Gegensatz zu „Wie 
hoch müssen Sie entschädigt werden?“ bei 
der Kompensationsforderung) bedingt das 
Kalkül der Befragten, eine für sie möglichst 
vorteilhafte Position einzunehmen (strate-
gisches Verhalten). Die Existenz des Unter-
schieds zwischen der Zahlungsbereitschaft 
zur Vermeidung eines Stromausfalls und 
der Kompensationsforderung zur Akzeptanz 
eines Stromausfalls ist somit konsistent zu 
Erkenntnissen aus der Verhaltensökonomik.

Anhand der Ergebnisse lässt sich auch 
der Wert einer verlorenen Kilowattstunde 
(Value of Lost Load, VoLL) für Haushalte 
in München ableiten. Hierzu wird der ge-
schätzte Stromverbrauch der Befragten in 
Abhängigkeit der Haushaltsgröße mit den 
Zahlungsbereitschaften bzw. Kompensa-
tionsforderungen ins Verhältnis gesetzt. 
Um die Effekte des strategischen Verhal-
tens zu reduzieren, basiert der Wert einer 
verlorenen Kilowattstunde (VoLL) auf dem 
Mittelwert aus Zahlungsbereitschaft und 
Kompensationsforderung (WTP und WTA). 
Für einen vierstündigen Stromausfall er-
gibt sich somit ein durchschnittlicher VoLL 
in Höhe von 22,3 €/kWh. Die im Vergleich 
zu den Haushaltspreisen nahezu um den 
Faktor 100 höhere Wertschätzung für eine 
Kilowattstunde Strom unterstreicht die 

Abb. 2 Zahlungsbereitschaft und Bereitschaft zur Akzeptanz eines Stromausfalls in München
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Bedeutung der Versorgungssicherheit für 
Münchner Haushalte.

Akzeptanz politischer  
Maßnahmen zum Netzausbau

Die Kosten der Energiewende und der Wert 
der Versorgungssicherheit sind nicht nur 
ökonomisch quantifizierbar, sondern las-
sen sich auch im Rahmen von „politischen 
Kosten“ betrachten, die sich etwa in Kompe-
tenzverschiebungen oder einer Ausweitung 
der Staatstätigkeit ausdrücken. Erhöht die 
Beeinträchtigung durch einen Stromausfall 
die Zustimmung der Bevölkerung zu Ände-
rungen an den politischen Strukturen, wenn 
diese mittelbar eine Aufrechterhaltung der 
Versorgungssicherheit versprechen? In die-
sem Zusammenhang wurden die Münchner 
Haushalte zunächst nach der Zustimmung 
zur Verstaatlichung der Stromnetze be-
fragt  – eine verbreitete Idee, die erst un-
längst von CSU-Verbraucherschutzministe-
rin Aigner aufgegriffen wurde [9].

Weiterhin haben die Bundesländer im 
März dieses Jahres zugestimmt, die Pla-
nungshoheit bei länderübergreifenden 
Stromtrassen im Rahmen des Netzaus-
baubeschleunigungsgesetzes an den Bund 
zu übertragen  [10]. Insofern war auch die 
Einschätzung dieser Kompetenzabgabe der 
Länder durch die Bevölkerung von Interes-
se. Beiden Maßnahmen wird unterstellt, sie 
ermöglichten u. a. eine verbesserte Planung, 
höhere Akzeptanz sowie eine gesicherte Fi-
nanzierung von Infrastrukturprojekten und 
führten somit zu einem schnelleren Netz-
ausbau.

Die Befragung zeigte zwar dahingehend si-
gnifikante Unterschiede, als Männer und 
ältere Befragte eine deutlich höhere Unter-
stützung bezüglich der Verstaatlichung der 
Netze aufweisen. Der im Fokus stehende 
Zusammenhang zwischen Beeinträchtigung 
und Zustimmung zu den beiden politischen 
Strukturanpassungen erwies sich jedoch als 
nicht signifikant. Es lässt sich also vermu-
ten, dass einerseits den Befragten die Rele-
vanz der sehr komplexen energiepolitischen 
Rahmenbedingungen für das individuell ge-
wünschte Niveau an Versorgungssicherheit 
nicht ausreichend präsent ist. Andererseits 
genügt offenbar ein einmaliger und kurzer 
Stromausfall (entsprechend der Größen-
ordnung in München) nicht, um gefestigte 
Überzeugungen hinsichtlich als richtig emp-
fundener politischer Arrangements in Frage 
zu stellen. Dies engt den Handlungsspiel-
raum von Entscheidungsträgern mit Blick 
auf mögliche institutionelle Anpassungen ei-
nerseits nicht ein, andererseits steht jedoch 
auch nicht zu erwarten, dass selten auftre-
tende Versorgungsengpässe eine „blockade-
lösende Wirkung“ innerhalb des politischen 
Gefüges der Bundesrepublik entfalten.

Akzeptanz erneuerbarer  
Energien

Die Münchner Haushalte weisen eine hohe 
Akzeptanz für erneuerbare Energien auf. 
So stimmten bspw. 92 % der Münchner der 
Aussage zu, dass mit erneuerbaren Energi-
en in Deutschland etwas Sinnvolles gegen 
den Klimawandel getan wird. Trotz der all-
gemein starken Unterstützung für die Ener-
giewende durch die Bevölkerung  [11] wird 

diese zunehmend mit erhöhten Kosten so-
wie mit der Angst vor Versorgungsengpäs-
sen assoziiert. Damit stellt sich die Frage, 
inwieweit sich die Erfahrung eines Versor-
gungsausfalls auf die Akzeptanz Erneuerba-
rer auswirkt.

Auf Basis eines Akzeptanzindexes für er-
neuerbare Energien, der auf Grundlage ver-
schiedener abgefragter Akzeptanzfaktoren 
gebildet wurde, konnte kein signifikanter 
Unterschied zwischen beeinträchtigten und 
nicht-beeinträchtigten Befragten ermittelt 
werden. Dass beide Gruppen ohne signi-
fikante Unterschiede zu 80  % erneuerbare 
Energien als wichtigsten Energieträger für 
die Stromerzeugung bevorzugen, bestätigt 
die vorangegangenen Ergebnisse: Es exis-
tiert eine hohe Akzeptanz für erneuerbare 
Energien und kleinere Stromausfälle wie 
in München führen nicht unmittelbar zu 
einem Akzeptanzproblem. Die Ergebnisse 
könnten allerdings in eine andere Richtung 
weisen und zu einer Ablehnung der Ener-
giewende bzw. deren Zielen führen, sobald 
bei einem oder mehreren Stromausfällen 
auch der technische Bezug zu erneuerbaren 
Energien besteht oder vermehrt hergestellt 
wird.

Bereitschaft zur Unterstützung  
der Energiewende

Die hohe Akzeptanz für erneuerbare Ener-
gien führt in der Münchner Bevölkerung 
zur Bereitschaft, auch eigene Beiträge zur 
Energiewende zu leisten. So empfanden 
zum Zeitpunkt der Umfrage 56 % der Haus-
halte die Höhe der zum Jahresbeginn auf 
rd. 5,3  ct/kWh gestiegenen EEG-Umlage 
als angemessen. Etwa 29  % der Befragten 
bezeichnete die Förderung sogar als zu 
niedrig. Auch wenn dieses Ergebnis vor 
dem Hintergrund der verhältnismäßig ho-
hen Einkommen der Münchner Haushalte 
zu interpretieren ist, existiert nicht nur die 
Bereitschaft zur ideellen, sondern auch zur 
finanziellen Unterstützung – eine wichtige 
Voraussetzung für das Gelingen der Ener-
giewende. 

Abb.  3 zeigt jedoch, dass die Bereitschaft 
zur Unterstützung der Energiewende nicht 
verallgemeinert werden kann. Betreffen In-
frastrukturmaßnahmen (wie Biogasanlagen 
und Hochspannungsleitungen) das persönli-

Abb. 3 Akzeptanz von EE-Anlagen im persönlichen Umfeld
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che Umfeld, werden diese tendenziell abge-
lehnt, obwohl diese insbesondere für einen 
effizienten Ausbau erneuerbarer Energien 
von hoher Relevanz sind. Möglichkeiten zur 
Reduzierung des so genannten Not-in-my-
backyard-Effektes (NIMBY) – bspw. durch 
eine offene Kommunikationsstrategie und 
eine Einbindung der Betroffenen in den 
Planungsprozess – erscheinen aus diesem 
Grund von hoher Bedeutung.

Die Bereitschaft zur Unterstützung der 
Energiewende mit einem eigenen Beitrag 
drückt sich auch in dem Ergebnis aus, dass 
etwa 48  % der Befragten einer 15-minüti-
gen Stromabschaltung bei einer maximalen 
Vorwarnzeit von einer Stunde zustimmen 
würden, ohne hierfür eine Kompensation 
zu verlangen. Unter der Annahme der Über-
tragbarkeit der Ergebnisse aus München 
auf das Bundesgebiet für das skizzierte Aus-
fallszenario (18  Uhr an einem Werktag in 
den Wintermonaten) könnte somit die Netz-
last für 15 min um rd. 4 000 MW reduziert 
werden. Ein gezieltes Abschalten könnte die 
Last bspw. von 2 000 MW über eine Dauer 
von 75 min reduzieren. 

Trotz des Bezuges auf ein spezielles Sze-
nario (einmalige Abschaltung) und der 
Vernachlässigung möglicher regionaler 
Unterschiede zeigt dies, dass durch die Er-
schließung der Privathaushalte mit Smart 
Home-Technologien ein relevantes Potenzial 
an abschaltbaren Lasten besteht. Dieses ist 
in der gleichen Größenordnung anzusiedeln 
wie das Potenzial der Verordnung über die 
Vereinbarungen zu abschaltbaren Lasten 
(AbLaV), welche einen Maximalwert von 
3  000 MW vorsieht. Lastabschaltungen in 
Privathaushalten sollten also sowohl vor 
dem Hintergrund der Sicherstellung der 
Versorgungssicherheit als auch aus öko-
nomischer Perspektive als Beitrag für das 
Gelingen der Energiewende mit einbezogen 
werden.

Kein Akzeptanzproblem für die  
Energiewende in Sicht

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass 
ein Stromausfall zu einer höheren Wert-
schätzung der Versorgungssicherheit füh-
ren kann. Die Bedeutung der Versorgungs-
sicherheit für Münchner Haushalte zeigt 
sich auch in der um den Faktor 100 höheren 

Wertschätzung für eine nicht-abgeschaltete 
Kilowattstunde. Weiter sieht der Großteil der 
Befragten die gegenwärtige Höhe der EEG-
Umlage als angemessen an. Dieses Ergebnis 
ist überraschend, da die Diskussionen in 
den Medien zur Entwicklung der EEG-Umla-
ge ein anderes Bild hätten vermuten lassen. 
Insgesamt konnte im Rahmen der Untersu-
chung gezeigt werden, dass kleinere Strom-
ausfälle nicht zu einem Akzeptanzproblem 
für erneuerbare Energien führen und somit 
trotz einer höheren Wertschätzung für Ver-
sorgungssicherheit gegenwärtig von keiner 
direkten Gefährdung für die Energiewende 
auszugehen ist.

Sofern Versorgungsunterbrechungen häufi-
ger auftreten und diese in Verbindung mit 
Erneuerbaren stehen, könnte sich ein ande-
res Bild ergeben. Dies gilt in gleicher Weise 
für weitere deutliche finanzielle Belastun-
gen durch die Energiewende. Aus diesem 
Grund erscheint in Wissenschaft und Praxis 
ein stärkerer Fokus auf die Frage der Akzep-
tanz in der Gesellschaft notwendig. Hierbei 
sollten besonders die Themen Versorgungs-
sicherheit und Wirtschaftlichkeit nicht ver-
nachlässigt werden.
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„Generell wird die Bedeutung von Lösungen für weiträumigere Energieübertragung zunehmen. Das kön-
nen aus technischer Sicht sowohl eine zusätzliche, höhere Drehstrom-Spannungsebene als auch den heu-
tigen Netzen überlagerte Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungs(HGÜ)-Leitungen sein –  wobei ich 
Letzteres für wahrscheinlicher halte. Zum einen wegen der Neutralität gegenüber dem Übertragungsme-
dium, also Freileitungen oder Kabel, und zum anderen wegen der zusätzlichen Netzsteuerungsmöglich-
keiten. Diese Entwicklung hat in Europa und insbesondere in Deutschland mit den drei HGÜ-Korridoren 
des Netzentwicklungsplans bereits begonnen.“ 

Prof. Dr.-Ing. Jochen Kreusel, Leiter des Konzernprogramms Smart Grids, ABB AG, Mannheim; Vorsitzen-
der der Energietechnischen Gesellschaft (ETG) im VDE, Frankfurt/Main

„et“: Als Trends der internationalen Stromwirt-
schaft gelten heute eine großräumigere Vernetzung 
und höherer Flexibilitätsbedarf. Können Sie diese 
Entwicklungen näher charakterisieren?

Kreusel: Ich bin nicht ganz sicher, ob beide As-
pekte generell als Trends der internationalen 
Stromwirtschaft bezeichnet werden können. Si-
cherlich treten sie aber überall dort auf, wo in 
großem Umfang erneuerbare Energiequellen ge-
nutzt werden. Der Bedarf an großräumigerer Ver-
netzung wird dabei sowohl durch die vor allem 
bei Wasser- und Windenergie ausgeprägte Stand-
ortgebundenheit der Quellen verursacht, als auch 
durch die Dargebotsabhängigkeit der erneuer-
baren Energien. Letztere ist auch der Grund für 
die wachsende Bedeutung von Flexibilität, denn 
bei wachsendem Einfluss stochastischer, also zu-
fälliger, Prozesse in einem neuen Sektor der Er-
zeugung muss der Rest des Systems die dadurch 
verursachten Schwankungen kompensieren. 

Flexibilität sowohl in der konventionellen Erzeu-
gung als auch im Verbrauch ist dafür hilfreich, 
ein weiträumiger Verbund, der die Schwankun-
gen innerhalb des neuen Erzeugungssektors 
überregional ausgleicht und damit reduziert, 
aber auch. Solange eine Verbundvergrößerung 
zu einem besseren Ausgleich von Erzeugung 
und Verbrauch führt, ist sie normalerweise die 
wirtschaftlich günstigste Lösung. Das haben un-
ter anderem die Studien der Energietechnischen 

Gesellschaft (ETG) im VDE zu Speichertechnologi-
en und Speicherbedarf aus den Jahren 2008 und 
2012 klar gezeigt.

„et“: Gibt es weitere Treiber für die stärkere Ver-
flechtung von Stromtransportnetzen?

Kreusel: Der Bedarf einer stärkeren Vernetzung 
rührt darüber hinaus auch von der Liberalisie-
rung der Elektrizitätsversorgung her. Wettbe-
werb setzt voraus, dass die Abnehmer eine echte 
Wahl zwischen Anbietern haben, und wenn die 
Übertra gungsnetze so knapp bemessen sind, dass 
der Kraftwerkseinsatz letztlich durch die Netz-
kapazität statt durch den Markt bestimmt wird, 
wird der Wettbewerb sinnlos.

„et“: Welchen technologischen Wandel erwarten Sie 
vor diesem Hintergrund für die Übertragungsnetze 
weltweit sowie in Europa? 

Kreusel: Generell wird die Bedeutung von Lösun-
gen für weiträumigere Energieübertragung zuneh-
men. Das können aus technischer Sicht sowohl 
eine zusätzliche, höhere Drehstrom-Spannungs-
ebene als auch den heutigen Netzen überlagerte 
Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungs(HGÜ)-
Leitungen sein –  wobei ich Letzteres für wahr-
scheinlicher halte. Zum einen wegen der Neutra-
lität gegenüber dem Übertragungsmedium, also 
Freileitungen oder Kabel, und zum anderen wegen 
der zusätzlichen Netzsteuerungsmöglichkeiten. 

Diese Entwicklung hat in Europa und insbesonde-
re in Deutschland mit den drei HGÜ-Korridoren 
des Netzentwicklungsplans bereits begonnen. 
Kurzfristig werden wir solche Fernübertragungs-
leitungen sehen, die mittel- und langfristig zu ei-
nem Netz zusammenwachsen können.

„et“: Unsere Stromnetze stehen heute im Span-
nungsfeld von zwei Konzepten: Deutsche Ener-
giewende und Strombinnenmarkt. Welche Konse-
quenzen hat das für die Stromnetze?

Kreusel: Zunächst sollte man feststellen, dass 
das kein Spannungsfeld sein müsste. Ich habe ja 
eingangs schon erläutert, dass sowohl ein Strom-
markt als auch die verstärkte Nutzung erneuer-
barer Energien –  und das ist ja zumindest der 
eine wesentliche Aspekt der Energiewende – eine 
stärkere Vernetzung erfordern. Man könnte dazu 
auch sagen, dass sie am selben Ende des Strangs 
ziehen. Die in der Tat angespannte Situation ist 
auf die ungenügende zeitliche Abstimmung 
zwischen Veränderungen im Erzeugungssektor 
–  hier ist sowohl der rasante Zubau der erneu-
erbaren Energien als auch der abrupte Ausstieg 
aus der Kernenergie, also der zweite wesentliche 
Aspekt der Energiewende, zu nennen – und den 
erforderlichen Maßnahmen in den Netzen zurück-
zuführen.

Viel grundlegender ist jedoch das Spannungsfeld 
auf der energiewirtschaftlichen Seite. Ob man 

Flexibilisierung, Vernetzung und Konvergenz –  
die Zukunft der Stromnetze 
Die Integration erneuerbarer Energiequellen und des europäischen Strombinnenmarktes stellen neue und besondere Anfor-
derungen an die Entwicklung der Stromnetze. Welche Trends verfestigen sich, international und in Deutschland, und wel-
cher technologischen, aber auch rahmensetzenden Maßnahmen bedarf es, um ihnen gerecht zu werden? „et“ hakte bei Prof. 
Dr.-Ing. Jochen Kreusel, Leiter des Konzernprogramms Smart Grids der ABB AG und Vorsitzender der Energietechnischen 
Gesellschaft (ETG) im VDE, nach. 
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„Ich bin davon überzeugt, dass die Infrastrukturen für die Energieversorgung stärker zusammenwachsen werden. Das betrifft aber nicht 
nur die Gas-, sondern auch die Wärmeversorgung. Dafür gibt es verschiedene Gründe, wobei der wichtigste wohl der ist, dass Speiche-
rung, also die Bereitstellung von Flexibilität, auf der Wärme- und Gasseite deutlich kostengünstiger zu haben ist als auf der elektrischen 
Seite. Ein anderer, in der aktuellen Diskussion ein bisschen in den Hintergrund gedrängter Grund für die stärkere Integration der Syste-
me ist die Steigerung der Energieeffizienz. Sie führt im Erfolgsfall zu einer Bedarfssenkung, also einer schlechteren Auslastung der Ver-
teilungsinfrastrukturen. Irgendwann wird das unweigerlich zur Frage führen, ob man sich noch parallele Infrastrukturen leisten will.“ 

Prof. Dr.-Ing. Jochen Kreusel, Leiter des Konzernprogramms Smart Grids, ABB AG, Mannheim; Vorsitzender der Energietechnischen 
Gesellschaft (ETG) im VDE, Frankfurt/Main

bei der Deckung von inzwischen mehr als einem 
Viertel der Last aus einem Erzeugungssektor, der 
immer noch die Option einer staatlich sicherge-
stellten Ab nahmegarantie hat, und einem wegen 
Netzengpässen zunehmend eingeschränkten 
Markt für den verbleibenden Teil der Last ehrli-
cherweise noch von einem Markt sprechen sollte, 
muss zumindest gefragt werden. Hier wird drin-
gend eine weitere Reform des EEG benötigt, die zu 
einem einheitlichen energiewirtschaftlichen Rah-
men führt, welcher einerseits auch die erneuerba-
ren Energien in die Pflicht nimmt, sich am Bedarf 
elektrischer Energie zu orientieren, und welcher 
andererseits der in der „alten Energiewirtschaft“ 
sozusagen selbstverständlich vorhandenen gesi-
cherten Leistung einen Wert gibt, der geeignete 
Investitionen ermöglicht.

„et“: Wie hoch schätzen Sie die Bedeutung einer 
dementsprechenden Reform ein?

Kreusel: Deutschland hat hier eine besondere 
Chance, aber auch Verantwortung. Als großes 
Industrieland, das eine fundamentale Verände-
rung seiner Elektrizitäts versorgung auf den Weg 
gebracht hat, stehen wir sozusagen im Schau-
fenster.  – Das ist eine Chance, wenn wir es gut 
machen, aber es wird ins Gegenteil um schlagen, 
wenn unsere Lösungen nicht überzeugend sind.

„et“: Vom geographischen Gesichtspunkt aus be-
trachtet kommt Deutschland in Zukunft eine wich-
tige Rolle als Stromtransitland zu. Sind wir dafür 
netztechnisch gut gerüstet?

Kreusel: Gegenfrage: Wie sollten wir? Bis zum 
Ende des kalten Krieges war (West-)Deutschland 
kein Transit- sondern im Gegenteil ein Randland 
des westeuro päischen Verbunds. Und seitdem ist 
in Ost-West-Richtung –  und auf die bezieht sich 
die Transitsituation – nicht allzu viel geschehen, 
wenn man einmal von mittlerweile vier Verbin-
dungsleitungen zwischen den alten und neuen 

Bundes ländern absieht. Seit die Auswirkungen 
des starken Ausbaus der erneuerbaren Energien 
auf die Übertragungsnetze bewusst sind, also seit 
der Vorstellung der ersten Dena-Netzstudie im 
Frühjahr 2005, richtet sich die Aufmerksamkeit 
vor allem auf Nord-Süd-Verstärkungen der Netze.

„et“: Aus Gründen der Versorgungssicherheit ge-
hen verschiedene Experten davon aus, dass zur 
Gewährleistung der Netzstabilität eine Mindestka-
pazität von gut im Netz verteilten Synchronmaschi-
nen (Kohle- und Gaskraftwerke) erforderlich ist. 
Wieviel MW wären das aus Ihrer Sicht etwa in den 
Jahren 2030 und 2050? 

Kreusel: Diese Sicht halte ich für zu sehr aus der 
Vergangenheit abgeleitet. Synchron maschinen 
hatten und haben zwei wichtige Funktionen 
für die Systemstabilität: Über ihre rotierenden 
Massen wirken sie bei Abweichungen in der 
Wirkleistungs bilanz dämpfend und stabilisie-
rend, und wegen der bei uns in der Vergangenheit 
üblichen verbrauchsnahen Platzierung der Kraft-
werke konnte ihre Blindleistungs abgabe für die 
Spannungsregelung im Netz genutzt werden. Für 
beide Funktionen kann ich mir aber auch andere 
Lösungen vorstellen. Blindleistung wurde in we-
niger regional ausgeglichenen Systemen als dem 
unseren auch in der Vergangenheit schon mit leis-
tungselektronischen Lösungen bereitgestellt. Und 
dass wir mittelfristig mit den erneuerbaren Ener-
gien einen entsprechend den politischen Zielen 
domi nanten Erzeugungsteilsektor akzeptieren, 
der nichts zur kurzfristigen Stabilisierung der 
Wirkleistungsbilanz beiträgt, kann ich mir nicht 
vorstellen. Bis 2030 und noch mehr bis 2050 ist 
noch viel Zeit für Innovation und wirtschaftlich 
effiziente Lösungen.

„et“: Was halten Sie von der These, dass Strom- 
und Gasversorgungssysteme in der Energiewen-
de zusammenwachsen werden, z. B. über Power 
to Gas? 

Kreusel: Ich würde die These gerne noch etwas 
erweitern: Ich bin davon überzeugt, dass die In-
frastrukturen für die Energieversorgung stärker 
zusammenwachsen werden. Das betrifft aber 
nicht nur die Gas-, sondern auch die Wärmever-
sorgung. Dafür gibt es verschiedene Gründe, wo-
bei der wichtigste wohl ist, dass die Speicherung, 
also die Bereitstellung von Flexibilität, auf der 
Wärme- und Gasseite deutlich kosten gün stiger 
zu haben ist als auf der elektrischen Seite. Auf 
diesen Aspekt ist die ETG in ihrer im Jahr 2012 
veröffentlichten Studie „Demand Side Integration. 
Lastver schie bungspotentiale in Deutschland“ im 
Detail eingegangen.

Ein anderer, in der aktuellen Diskussion ein biss-
chen in den Hintergrund gedräng ter Grund für 
die stärkere Integration der Systeme ist die Stei-
gerung der Energie effizienz. Sie führt im Erfolgs-
fall zu einer Bedarfssenkung, also einer schlech-
teren Auslastung der Verteilungsinfrastrukturen. 
Irgendwann wird das unweigerlich zur Frage füh-
ren, ob man sich noch parallele Infrastrukturen 
leisten will.

Power to Gas adressiert zumindest einen zusätzli-
chen Aspekt, der mit dem bisher Gesagten, wenn 
überhaupt, nur begrenzt abgedeckt ist, nämlich 
die langfristige, jahreszeitliche Speicherung. Das 
ist eine wichtige Aufgabe, die nach 2020 gelöst 
werden muss. Allerdings konkurriert Power to 
Gas natürlich mit anderen Optionen für den jah-
reszeitlichen Ausgleich von Erzeugung und Ver-
brauch, wie z. B. der geeigneten geographischen 
Ausweitung des elektrischen Verbunds.

„et“: Herr Prof. Kreusel, vielen Dank für das In-
terview.

Die Fragen stellte Franz Lamprecht, „et“-Redaktion



42 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 63. Jg. (2013) Heft 10

ZUKUNFTSFRAGEN

  Kohleabbau in Südafrika: Mine der Vunene Mining (Pty) Ltd. nahe der Stadt Ermelo in der Region 
Mpumalanga, rd. 200 km südöstlich von Johannesburg Foto: Patrick King

Trotz des Ausbaus der Stromerzeugung aus 
Wind, Sonne, Wasser und Biomasse wird 
die Bedeutung der Kohle weiter zunehmen. 
„Die Hälfte der neuen Kapazitäten beruht 
auf erneuerbaren Energien, Kohle bleibt 
jedoch der weltweit führende Energieträ-
ger in der Stromerzeugung“, lautet auch 
das Fazit der Internationalen Energieagen-
tur (IEA) [1]. Hierzu trägt insbesondere die 
wachsende Stromnachfrage aus den beiden 
großen asiatischen Schwellenländern China 
und Indien bei. Während in Deutschland pro 
Kopf im Jahr durchschnittlich 6,4 MWh an 
Strom verbraucht wird, sind es in China nur 
2,2 MWh pro Kopf und in Indien sogar nur 
0,63 MWh [2]. 

Die Bedeutung von  
Kohle als Energieträger

China und Indien produzieren bereits ei-
nen großen Teil ihrer Elektrizität mit Koh-
le und bauen ihre Kraftwerkskapazitäten 

zügig aus, in China wird „statistisch gese-
hen jede Woche ein neues Kohlekraftwerk 
ans Netz“ genommen [3]. Diese Entwick-
lung wird auch den globalen Kohlehandel 
weiter intensivieren. Versorgungsengpässe 
zeichnen sich nicht ab. „Auch eine weiter 
steigende Nachfrage auf dem Kohlemarkt 
kann zukünftig gedeckt werden“, stellt die 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR) fest [4].

Aktuell wird der Kohlebedarf etwas ge-
dämpft durch die Verlangsamung des 
Wachstums in China und die Ausbeutung 
von Schiefergas-Vorkommen in den USA. 
Aber mittelfristig, d.  h. in einem Zeitraum 
von zehn bis 30 Jahren, führt an der Kohle 
kein Weg vorbei. Kohle hat nicht nur das Po-

tenzial, sondern sie ist die Brückentechnolo-
gie zwischen dem Öl- und dem Solarzeital-
ter. Dafür spricht auch, dass Kohle weltweit 
gut verfügbar und leicht zu transportieren 
sowie ihr Preis im Vergleich zu anderen 
Energierohstoffen relativ gering ist und sie 
eine politisch weit sicherere Energiequelle 
als Erdöl und Erdgas darstellt. Große Vor-
kommen befinden sich in politisch stabilen 
Weltregionen. 

Kohle ist die weltweit wichtigste Ener-
giequelle für die Stromerzeugung mit ei-
nem Anteil von über 40 %, gefolgt von Gas 
(rd. 20 %), Kernkraft (rd. 15 %) sowie Erdöl 
(rd.  7  %). Am gesamten Primärenergiever-
brauch, also unter Berücksichtigung von 
Transport, Heizung usw., hat die Kohle ei-

Überblick

Ausgehend von einer generellen Cha-
rakterisierung der Kohle im Verhältnis 
zu anderen Energieträgern analysiert 
der Autor die potenziellen Vorteile der 
Kohle hinsichtlich des weltweiten Vor-
kommens und der Entwicklung des 
Verbrauchs und Handels. Anschließend 
wird die Entwicklung der Kohlenachfra-
ge detailliert aufgeschlüsselt und ins-
besondere das Konkurrenzverhältnis 
zum Erdgas beleuchtet. Den Abschluss 
bildet die Frage des Klimaschutzes im 
Rahmen des zukünftig zu erwartenden 
Anstiegs der Kohleverstromung.

Die Renaissance der Kohle
Lars Schernikau

Bei kaum einem anderen Energieträger klaffen das öffentliche Image und die Wirklichkeit so weit auseinander wie bei der 
Kohle – sie gilt vielen Menschen als ineffizientes Relikt aus der Zeit der Industrialisierung. Eine derartige Sichtweise unter-
schätzt national wie global die Bedeutung dieses Energieträgers. Betrachtet man den weltweiten Primärenergieverbrauch, 
so liegt die Kohle auf Platz zwei hinter dem Erdöl, das im Transportsektor eine zentrale Rolle spielt. Da der Stromverbrauch 
weltweit weiter steigen wird, steht die Kohle – auch im Bewusstsein der Politik – vor einer Renaissance, weil sie als einziger 
Primärenergieträger auf Jahrzehnte hinaus das Wachstum der Stromnachfrage ermöglicht. Bevor die Deckung des Strom-
bedarfs der Erdbevölkerung hauptsächlich aus alternativen Quellen gewährleistet werden kann, ist Kohle als Brückentech-
nologie unverzichtbar.
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nen Anteil von etwa 30 %. Davon entfallen 
rd.  28  % auf Hartkohle (Steinkohle, Hart-
braunkohle, Anthrazit) sowie ca. 2  % auf 
Weichbraunkohle.

Beständig gestiegen ist während der ver-
gangenen Jahre im Strommix der Anteil 
erneuerbaren Energien. Sie werden nach 
einer Prognose der IEA schon im Jahr 2015 
weltweit an die zweite Stelle noch vor Gas, 
Kernkraft und Öl treten (siehe Abb. 1). Die 
Vormachtstellung der Kohle im Energiemix 
für die Stromerzeugung bleibt davon jedoch 
unberührt. „Fast die Hälfte des Anstiegs 
der weltweiten Energienachfrage wurde in 
den vergangenen zehn Jahren durch Kohle 
gedeckt, womit bei Kohle sogar ein stärke-
res Wachstum verzeichnet wurde als bei er-
neuerbaren Energien insgesamt“, stellt die 
IEA [1] fest. 

Die wachsende Bedeutung zeigt sich auch 
an der steigenden Weltkohleförderung. Sie 
betrug laut BGR im Jahr 2011 insgesamt 
7,7 Mrd. t, was einer Steigerung von 5 % ge-
genüber dem Vorjahr entspricht. 86  % der 
Förderung entfiel auf Hartkohle [5].

Kohlenvorkommen und Handel

Kohle besitzt das Potenzial, noch für vie-
le Jahrzehnte einen wesentlichen Beitrag 
zur Energieversorgung der Menschheit zu 
leisten (siehe Abb.  2). Die bekannten Koh-
lereserven – unter Berücksichtigung von 
nachgewiesenen und abbauwürdigen Lager-
stätten – betragen 736 Mrd.  t. Damit ließe 
sich die globale Kohleförderung auf dem 
derzeitigen Niveau noch für rd.  115 Jahre 
fortsetzen. Nimmt man noch die bekannten 
Ressourcen hinzu, so kommt man auf beina-
he 2 200 Jahre. 

Geht man davon aus, dass die Preise für 
Energie und auch für Kohle steigen, d.  h. 
mehr Ressourcen in Reserven – also wirt-
schaftlich abbaubare Vorkommen – um-
klassifiziert werden sowie weiterhin Kohle 
exploriert wird, so wird Kohle noch für 
mehr als 200 Jahre zur Verfügung stehen. 
Das ist genug Zeit für die Menschheit, um 
endlich den Schritt in das Solarzeitalter zu 
gehen.

Die Kohleförderung und ihr Transport sind 
weit weniger als andere Energierohstoffe 

wie etwa Erdöl von geopolitischen Risiken 
bedroht. Kohle ist ein politisch sicherer Roh-
stoff. Denn im Gegensatz zu Erdöl und Erd-
gas sind die Kohle-Reserven und -Ressour-
cen ebenso wie die Kohleförderung global 
auf viele Staaten verteilt, politisch instabile 
Regionen spielen keine große Rolle. 

Die größten Kohlereserven besitzen die 
Vereinigten Staaten, China, Indonesien, 

Russland, Australien und Südafrika (siehe 
Abb.  3). Betrachtet man nur die Steinkoh-
le, so besitzen die USA die größten Reser-
ven  [6]. Nennenswerte Reserven befinden 
sich in Europa vor allem in Polen, während 
der deutsche Anteil vernachlässigbar gering 
ist. Betrachtet man die Kohle-Ressourcen, so 
ist die Dominanz der USA mit einem Anteil 
von 38 % noch stärker. Es folgen China und 
Russland.

Abb. 1 Ab 2015 wird die Kohle im Energiemix verstärkt zulegen

Abb. 2 Das Potenzial der Kohle reicht weit in die Zukunft
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Die USA und China sind allerdings nicht nur 
große Kohleförderer, sondern auch große 
Verbraucher. Infolge der Schiefergas-Revolu-
tion haben sich die USA zu einem kleineren, 
aber stetigen Exporteur von Kraftwerkskohle 
entwickelt. China hingegen hat sich während 
der vergangenen fünf Jahre vom Netto-Expor-
teur zum größten Kohle-Importeur der Welt 
gewandelt. Wichtige Kohle-Exportländer 
sind auf dem Seeweg Indonesien, Australien, 
Südafrika, Russland sowie Kolumbien (siehe 
Abb. 4). Letzteres ist inzwischen mit einem 
Anteil von 14 % an den Kohle-Importen ne-
ben den GUS-Staaten und den USA zu ei-
nem der wichtigsten Lieferländer für Kohle 
in Deutschland aufgestiegen [7]. Global ge-
winnt insbesondere die billig zu fördernde 
Kohle aus Indonesien Marktanteile hinzu.

In jüngster Zeit kam jedoch immer mehr US-
Kohle auf den Weltmarkt. Grund dafür ist 
der Boom der Schiefergas-Förderung in den 
USA und der dadurch ausgelöste Preisverfall 
für Gas, der zu einer Substitution von Kohle 
führt. Es ist sogar schon die Rede von einem 
goldenen Gaszeitalter. Das mag übertrieben 
sein, insbesondere weil so manche Prognose 
für die Reserven zu optimistisch gewesen ist 
und auch die Kosten sowie die Umweltbelas-
tung (u. a. hoher Wasserbedarf) nicht zu un-
terschätzen sind. Es hat sich jedoch gezeigt, 
dass es für die US-Kraftwerksbetreiber wirt-
schaftlicher wurde, Gas anstelle von Kohle 
für die Stromerzeugung zu verfeuern. Ne-
ben billigem Schiefergas trugen hierzu auch 
strengere Emissionsrichtlinien der Obama-
Administration bei.

Die US-Kohleproduzenten reagierten auf 
die Nachfrageschwäche und brachten über-
schüssige Mengen auf den Weltmarkt, was 
dort wiederum die Preise unter Druck setz-
te. „Europa ist derzeit prinzipiell reichlich 
überversorgt“, stellte kürzlich der Verband 
der Kohlenimporteure (VDKI) in Bezug auf 
das Kohle-Angebot fest. In Deutschland 
stammen teilweise über 20  % der Import-
kohle aus den USA [8]. Der Terminpreis 
für Kohle fiel im Sommer 2013 auf unter 
80 US$ (Einfuhrpreis, Basis: 6 000 Kcal/Kg 
Nar) je Tonne und damit auf ein für kleinere 
Produzenten schon nicht mehr wirtschaft-
lich tragbares Niveau. 

Anfang des Jahres 2011 wurde Kohle noch 
für 130 US$/t auf Termin gehandelt (siehe 
Abb. 5). Der Preisverfall führte zur zeitwei-
ligen Schließung von Gruben in den USA, 
Australien und teilweise auch China, was 
den Preisverfall bremsen dürfte. In Deutsch-
land hat die billige Kohle die Nutzung von 
Erdgas zurückgedrängt, dass in Europa in-
zwischen rund viermal so teuer wie in den 
USA ist. Hierzulande wurden Erdgas befeu-
erte Kraftwerke eingemottet, mehrere Inves-
titionsvorhaben auf Eis gelegt.

Entwicklung der Kohlenachfrage

Die Nachfrage nach Kohle hängt im Wesent-
lichen vom Wirtschaftswachstum ab. Grund 
dafür ist, dass sie zu einem Großteil für die 
Stromerzeugung verwendet wird, die wie-
derum eng mit der Konjunkturentwicklung 
korreliert. Zugleich ist die Verfügbarkeit 
von Kohle zu bezahlbaren Preisen ein Motor 
für das weitere Wirtschaftswachstum. „Asi-
en treibt die Prognosen für den weltweiten 
Strombedarf nach oben“, stellt der VDKI 
fest  [9]. Für den Zeitraum 2010 bis 2016 
wird ein Nachfrage-Anstieg von 18  % bei 
Kohle erwartet.

Elektrizität ist der Schlüssel für die Entwick-
lung eines Landes, weshalb die Regulierung 
des Marktes auf den stabilen und verlässli-
chen Zugang zur Stromversorgung für die 
Industrie wie auch für Privathaushalte aus-
gerichtet sein sollte. Viele Staaten dieser 
Erde stehen in diesem Bereich noch vor gro-
ßen Aufgaben angesichts der Tatsache, dass 
etwa ein Viertel der Weltbevölkerung noch 
immer keinen Zugang zu Elektrizität hat. 
Dort, wo in Schwellenländern schon Strom-

Abb. 3 Globale Reserven und Ressourcen nach Ländern (2011)

Abb. 4 Kohlehandel im Jahr 2012 in Mio. t (Gesamthandelsmenge 826 Mio. t)
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netze vorhanden sind, steigt mit dem Le-
bensstandard auch der Verbrauch an, zumal 
ein großer Nachholbedarf zur entwickelten 
Welt besteht. Der Stromverbrauch wird also 
aller Voraussicht nach global weiter anstei-
gen. Damit wird auch der Bedarf an Kohle 
weiter zunehmen. Schon heute werden etwa 
drei Viertel der geförderten Steinkohle zur 
Stromerzeugung verfeuert. Das restliche 
Viertel verteilt sich jeweils zu gleichen Tei-
len auf die Stahlindustrie sowie andere In-
dustriebranchen wie die Zementherstellung. 

In Europa wurde in den vergangenen Jahr-
zehnten einheimische Kohle immer stärker 
durch Importkohle ersetzt. Dies gilt neben 
Deutschland auch für Großbritannien und 
Spanien. Parallel dazu verlief der Ausstieg 
aus dem Steinkohlebergbau. Derzeit sind nur 
noch drei Kohlezechen in Nordrhein-Westfa-
len in Betrieb, 2018 soll die letzte Schicht ge-
fahren werden. Der größte Zuwachs bei der 
Nachfrage nach Elektrizität ist aber in Indi-
en und China zu erwarten. Getrieben wird 
dies durch die weitere Urbanisierung und 
Industrialisierung. Die beiden Länder setzen 
schon heute bei der Stromerzeugung über-
durchschnittlich stark auf Kohle. Während 
weltweit 40 % des Stroms durch Kohleverfeu-
erung erzeugt wird, liegt der Anteil in China 
bei fast 80 % und in Indien bei ca. 70 %. 

Berücksichtigt man, dass China und Indien 
in den nächsten Jahrzehnten den größten 
Einfluss auf den weltweiten Anstieg der 
Stromproduktion haben werden, so ist es 
nicht verwunderlich, dass der Anteil der 
Kohle als Primärenergieträger an der Elekt-
rizitätserzeugung bis zum Jahr 2030 je nach 
Entwicklung auf über 45 % steigen kann. Bis 
zum Jahr 2030 wird der Verbrauch an Kraft-
werkskohle jährlich um 3,1 % klettern. Da-
hinter steht die Erwartung einer jährlichen 
Wachstumsrate beim Stromverbrauch au-
ßerhalb der OECD-Staaten von 4 % und von 
1,3  % in den OECD-Staaten. Zur Deckung 
dieser zusätzlichen Stromnachfrage wegen 
des Bevölkerungswachstums und der wach-
senden Elektrifizierung ist Kraftwerkskohle 
am besten geeignet. Ihre Renaissance hat 
bereits begonnen. 

Während die IEA den Höchststand beim 
Kohleverbrauch in China für das Jahr 2020 
prognostiziert, erwartet sie einen weiteren 
Verbrauchsanstieg in Indien. Im Jahr 2025 

könnte das Schwellenland die USA als 
zweitgrößten Kohleverbraucher ablösen. 
Damit würde der Kohlehandel weiter expan-
dieren. Schon heute gehen 11 % der weltwei-
ten Hartkohle-Importe nach Indien, einer 
der wichtigsten Lieferanten ist Südafrika. 
Dies hat zur Folge, dass die „Kohle-Scheibe“ 
am weltweiten „Strom-Kuchen“ immer grö-
ßer wird und über die aktuellen 40 % hin-
auswächst. Dies gilt selbst dann, wenn es 
China gelingen sollte, den Kohleanteil bei 
der Stromerzeugung von fast 80 auf ambiti-
onierte 60 % zu senken. 

Das Rohöl verliert während der nächsten 
zweieinhalb Jahrzehnte im Primärenergie-
mix der Stromerzeugung an Bedeutung. Der 
Anteil der erneuerbaren Energien wird und 
soll natürlich weiter ansteigen. Dies bedeu-
tet nicht, dass der Ausbau der Stromerzeu-
gung aus Wasser, Wind, Sonne und Biomas-
se keine Zukunft hat. Ganz im Gegenteil, 
es wird nur noch viele Jahrzehnte dauern, 
bis sie den Großteil der Nachfrage decken 
können. Man muss somit den Realitäten ins 
Auge sehen und den wachsenden Bedarf 
mit fossilen Brennstoffen decken, bevor-
zugt mit Kohle. Dieses neue Kohle-Zeitalter 
überbrückt somit die Lücke zwischen dem 
alten Ölzeitalter und dem künftigen Solar-
zeitalter.

Die Preisentwicklung für Kohle hängt zu 
einem Gutteil von der Entwicklung im 
asiatisch-pazifischen Raum ab. Auf den 
Preistrend wird vor allem China großen 
Einfluss haben. Die gegenwärtigen Trends 

weisen auf einen steigenden Preis für Kraft-
werkskohle hin (siehe Abb. 5). Dafür spre-
chen folgende Argumente [10]:

 die weltweit steigende Stromnachfrage;
 ein wachsender Anteil von Kohle an 

den bei der Stromerzeugung eingesetzten 
Primärenergieträgern;

 höhere Inlandsnachfrage nach Kohle in 
wichtigen Exportländern;

 steigende Transportkosten wegen stei-
gender Löhne sowie höherer Kosten für 
Treibstoff, Maschinen und sonstigem Equip-
ment;

 geringere Investitionen in Kohle im 
Vergleich zu Öl und Gas; 

 die Konsolidierung auf Produzentensei-
te, die heute schon von fünf Bergbau-Unter-
nehmen dominiert wird.

Die Kohlepreise werden langfristig über 
den Grenzkosten für die Produktion liegen. 
Grund dafür ist, dass die Bergbau-Unterneh-
men genügend Marktmacht haben, um den 
Preis über dem Niveau bei einem vollständi-
gen Wettbewerb zu halten. Kurzfristig kön-
nen die Kohlepreise am Weltmarkt jedoch 
immer mal wieder unter die Kosten fallen, 
die bis zur Verschiffung der Kohle anfallen.

Ein weiterer Bestimmungsfaktor dürfte 
langfristig der Erdgaspreis sein, wenngleich 
dieser derzeit noch aus historischen Grün-
den eng mit dem Ölpreis korreliert ist. Die 
Idee, dass man einen Energieträger mit 
geringerer CO

2-Belastung günstiger macht, 
wird von der Politik aufgegriffen werden.

Abb. 5 Preisindizes für Kohle im Zeitraum 2000–2013
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Kohle und Erdgas

In der Stromerzeugung ist das bedeutends-
te Substitut für Kohle das Erdgas. In Euro-
pa dient es vor allem zur Abdeckung von 
Spitzenlasten, während Kohle vor allem im 
Bereich Grundlast zum Einsatz kommt. Gas 
emittiert bei der Verbrennung 45 % weniger 
CO

2 als Kohle pro MWh Strom. Es kann effi-
zienter verbrannt werden als Kohle, was zu 
einem höheren Wirkungsgrad führt. Außer-
dem können gasbefeuerte Kraftwerke inner-
halb von wenigen Minuten hochgefahren 
werden [11].

Auf der anderen Seite besitzt Kohle eine 
größere und breitere Ressourcenbasis als 
Erdgas, das vor allem aus politisch weniger 
stabilen Regionen wie Russland und dem 
Nahen Osten exportiert wird. Die Förderung 
von Kohle ist zudem einfacher und benötigt 
geringere Investitionen im Vergleich zu Gas-
Pipelines oder Terminals für den Transport 
von verflüssigtem Erdgas (LNG). Historisch 
betrachtet kann Strom aus Kohle im Ver-
gleich zur Erdgasverstromung zu geringe-
ren variablen Kosten produziert werden, so 
dass ihr Einsatz für Versorgungsunterneh-
men profitabler ist.

Zudem zeichneten sich in jüngster Zeit Ver-
spannungen am Gasmarkt und hier insbeson-
dere bei LNG ab, das mit Tankern auf dem See-
weg transportiert wird. Fabrice Nodé-Langlois, 
Energie-Experte der französischen Tages-
zeitung „Le Figaro“, wies kürzlich auf einen 
„unerwarteten Rückgang bei der Versorgung“ 
mit LNG auf dem Weltmarkt hin [12]. Auch die 
Hoffnung auf große Exportmengen billigen 
Schiefergases aus den USA könnte sich zer-
schlagen. Möglicherweise sind die Ressourcen 
alternativen Gases kleiner als bislang erwar-
tet. Zudem wächst in der energieintensiven 
US-Industrie der Widerstand gegen Gasexpor-
te. So fürchtet etwa die US-Chemieindustrie 
um Wettbewerbsvorteile, die sie durch den 
Preisverfall bei Gas in den USA gegenüber 
ihren Konkurrenten in aller Welt erzielt hat.

Kohle und Klimaschutz

Das Problem steigender globaler CO2-Emissi-
onen und des dadurch drohenden Klimawan-
dels darf nicht unterschätzt werden. Neben 
der Stromerzeugung tragen zu dieser Ent-
wicklung auch das Wachstum im Transport-

sektor und die zunehmende Tierhaltung bei. 
Das insbesondere in der Rinderzucht frei 
werdende Methan ist sogar fünfundzwanzig-
fach klimaschädlicher als CO

2 [13]. Dennoch 
erfordert die weiter wachsende Bedeutung 
von Kohle für die Stromerzeugung, das Pro-
blem der im Vergleich zu Erdgas höheren 
Umweltbelastung – namentlich der höhere 
Kohlendioxidausstoß pro erzeugter Strom-
menge – zu lösen. Langfristig sind solarba-
sierte alternative Energien der einzige Weg, 
die wachsenden Energiebedürfnisse des 
Planeten zu befriedigen. Allerdings werden 
die hierfür notwendigen Technologien erst 
im Laufe der nächsten Jahrzehnte zur Verfü-
gung stehen. Bis dahin ist der effizienteste 
Weg, die Kohleverbrennung klimafreund-
lich zu machen, d.  h., die weitere Entwick-
lung von Technologien zur Abspaltung und 
Speicherung von CO

2 (Carbon Capture and 
Storage, CCS) sowie die weitere Steigerung 
des Wirkungsgrades von Kraftwerken vor-
anzutreiben. Hier kann Deutschland einen 
bedeutenden Beitrag leisten.

Kohle ist daher die geeignete Brückentech-
nologie, um dem wachsenden Strombedarf 
der Menschheit gerecht zu werden. Dazu 
gilt es allerdings u.  a., geeignete CCS-
Technologien zum Einsatz zu bringen. Die 
IEA bezeichnet CCS-Verfahren als „eine 
Schlüsseltechnologie für die Senkung der 
Kohlendioxid-Emissionen“ [14]. Unklar ist 
allerdings, wann diese Technik in großem 
Stil zum Einsatz kommen kann. Bisher sind 
nur eine Handvoll CCS-Projektanlagen in Be-
trieb, viele Energiekonzerne sind wie E.ON 
noch in der Entwicklungsphase. „Zur erfolg-
reichen Entwicklung der CCS-Technologien 
gehören die Speicherung und der Transport 
von CO

2 als wesentliche Bestandteile unserer 
Strategie für eine klimafreundliche Energie-
erzeugung“, heißt auf der Website des größ-
ten deutschen Energiekonzerns. „Deshalb 
betreiben wir auch dafür eigene Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte“ [15].

Als Brückentechnologie eignet sich Kohle 
auch dank dramatischer Effizienzfortschritte 
bei ihrer Nutzung. Neue Technologien wer-
den es in Zukunft zudem ermöglichen, Kohle 
weitaus klimaunschädlicher als bislang zu 
verbrennen. Moderne Kraftwerke stoßen heu-
te keine Umweltschadstoffe mehr aus. Beste-
hen bleibt allerdings das CO

2-Problem, zumal 
Kohlekraftwerke pro erzeugter Stromeinheit 

etwa eine doppelte so große Menge CO2 emit-
tieren wie Gaskraftwerke. Allerdings eröffnet 
der technologische Fortschritt ein großes Po-
tenzial, insbesondere durch eine Erhöhung 
des Wirkungsgrades von Kraftwerken. Der 
Wirkungsgrad gibt an, welcher Anteil der in 
der Kohle enthaltenen Energie in Strom um-
gesetzt wird. Aktuell liegt der Wirkungsgrad 
aller weltweit in Betrieb befindlichen Kohle-
kraftwerke nur bei rd. 30 % [16]. In der Eu-
ropäischen Union wird der Strom bei einem 
Wirkungsgrad von durchschnittlich 38  % 
bereits effizienter erzeugt, technisch verfüg-
bar ist jedoch schon ein Wirkungsgrad von 
über 45  %. Bei diesen modernen Kraftwer-
ken werden nur noch 743 g CO

2/KWh Strom 
emittiert, im globalen Durchschnitt sind es 
derzeit noch gut 1 100 g. 

Welches Potenzial besteht, zeigen Berech-
nungen des Kraftwerksbauers Siemens: 
Wenn der Effizienzgrad aller Kohlekraft-
werke um einen Prozentpunkt steigen 
würde, sänke der globale CO

2-Ausstoß um 
230 Mio.  t bzw. 3  %. Gelänge es gar, den 
Wirkungsgrad auf 50 % zu steigern – ent-
sprechende Technologien werden bereits 
entwickelt – so könnten pro Jahr 3,7 Mrd. t 
CO

2 eingespart werden – fast so viel, wie 
die gesamte Europäische Union jährlich 
emittiert [17]. Aus deutscher Sicht ist es 
daher bedeutsam, den hiesigen Technolo-
gievorsprung zu nutzen und in Kohle-Tech-
nologie zu investieren, statt gegen die Kohle 
zu kämpfen. Dies würde global die Kohle-
verbrennung klimafreundlicher gestalten 
und zudem Exportchancen für die hiesige 
Industrie eröffnen. Es stellte somit global 
gesehen einen besseren Beitrag zum Um-
weltschutz dar als das Ansinnen, ein paar 
Kohlekraftwerke in Deutschland weniger 
zu bauen. 

Neben technologischen Entwicklungen ha-
ben auch die Wege, die China und Indien 
als Länder mit dem größten Zuwachs beim 
Stromverbrauch einschlagen, maßgebli-
chen Einfluss auf die Entwicklung der CO

2-
Emissionen. „Die Politikentscheidungen, 
die in der globalen Kohlebilanz am stärks-
ten ins Gewicht fallen, werden in Peking 
und Neu Delhi getroffen, da auf China und 
Indien fast drei Viertel des außerhalb des 
OECD-Raums zu erwartenden Wachstums 
des Kohleverbrauchs entfallen“, stellt die 
IEA fest [18]. 
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Die Kohlerenaissance 
hat begonnen

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass 
die Kohle während der nächsten Jahrzehnte 
als einziger Energieträger in der Lage sein 
wird, den global wachsenden Strombedarf 
zu decken. Sie weist damit Millionen von 
Menschen den Weg zu einem höheren, 
wenngleich aus westlicher Sicht noch im-
mer bescheidenen Wohlstand. Die Renais-
sance der Kohle hat bereits begonnen. Hö-
here Effizienz bei ihrer Nutzung und neue 
Technologien zur Abscheidung von CO

2 ma-
chen sie zur geeigneten Brückentechnologie 
auf dem Weg ins solare Zeitalter. 

Deutschland sollte daher nicht gegen die 
Kohle, sondern für eine ökologisch verant-
wortliche Nutzung derselben unter Einsatz 
modernster Technologien kämpfen. Auf die-
sem Weg kann die Bundesrepublik sogar 
einen größeren Nutzen für das Klima erzie-
len, indem sie – im Gegensatz zur aktuellen 
Politik – Kohlekraftwerkstechnologie und 
CCS-Technologie unterstützt, damit diese in 
die Welt exportiert werden kann. Denn an 
Kohle führt in den nächsten Jahrzehnten ga-
rantiert kein Weg vorbei.
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[18] IEA (siehe Fn. [1]), S. 7.

Dr. L. Schernikau, Mitglied des Aufsichtsra-
tes der IchorCoal N. V., Berlin, Muttergesell-
schaft der HMS Bergbau AG, Berlin
hms@hms-ag.com



48 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 63. Jg. (2013) Heft 10

ZUKUNFTSFRAGEN

Die Bundesregierung hat die Energie-
wende zu einem Zeitpunkt beschlossen, 
als die notwendigen organisatorischen 
und technischen Voraussetzungen und 
die wirtschaftlichen Folgen im Ganzen 
noch nicht überschaubar und schon gar 
nicht gesellschaftlich ausdiskutiert wa-
ren. Eine Folge daraus sind Diskrepan-
zen zwischen politischer Zielstellung in 
Form des Energiekonzeptes der Bundes-
regierung [1] und energiewirtschaftlichen 
Planungen und Prognosen in Form des 
Netzentwicklungsplanes 2012 der Bun-
desnetzagentur (BNetzA) [2], die jüngst in 
dieser Zeitschrift deutlich herausgearbei-
tet wurden [3]. Hinzu kommen sehr unter-
schiedliche Meinungen zur Notwendigkeit 
und Größe von Speicherelementen zur 
Kurz- und Langfristspeicherung von elek-
trischer Energie [4, 5]. Wenn das Problem 
der Stromspeicherung heute betrachtet 
wird, zeigt sich die nahezu widersinnige 
Tendenz, dass Pumpspeicher- und Gas-
kraftwerke offensichtlich wenig attraktiv 
für Investoren sind – die einen wegen der 
hohen Netzentgelte, die anderen wegen 
der geringen Volllaststundenzahl.

Das erklärte Ziel der Bundesregierung ist 
es jedoch, den Strombedarf bis zum Jahr 
2020 zu 35  % und bis 2030 zu 50  % aus 
regenerativen Quellen zu decken [1]. In [6] 
ist ausgewiesen, dass im Jahr 2011 34  % 
der installierten Kraftwerksleistung von 
167  GW regenerativ waren, jedoch trugen 
diese Quellen weniger als ein halbes Pro-
zent zur ständig verfügbaren Leistung von 
80 GW bei.

Stromspeicherung in 
der Diskussion

Die Entwicklung und der zukünftige Einsatz 
von Stromspeicher-Elementen wird derzeit 
strittig diskutiert. Hohmeyer  [4] vertritt 
die Meinung, dass das Problem am wirt-
schaftlichsten durch Überdimensionierung 
der Erzeugungskapazitäten und Abrege-
lung bei Überangebot zu lösen sei. Immer 
wieder, so auch in [4], wird vorgeschlagen, 
die Wasserkraft Norwegens als Speicher für 
Deutschland zu nutzen. In  [5] und in der 
Dena-Netzstudie II  [7], wie auch vielen an-
deren Veröffentlichungen, wird jedoch die 
Notwendigkeit des Ausbaues von Speichern 
in Deutschland unterstrichen. Die Autoren 
fügen dieser Diskussion den Aspekt der Ver-
sorgungssicherheit in politisch kritischen 
Situationen hinzu.

Es sollte für alle heute Verantwortlichen 
als Warnung und als Richtschnur dienen, 
in welch schwierige Lage die deutsche 
Wirtschaft in den Erdölkrisen der 1970er 
Jahre gekommen war und wie sich die da-
malige Bundesregierung gegen derartige 
„Angriffe“ in der Folgezeit geschützt hat. 
Die altbekannte Weisheit, dass kollektive 
Verantwortung oftmals in kollektiver Ver-
antwortungslosigkeit endet, hat die Bundes-
regierung zu einer Pflichtspeicherung von 
Erdöl veranlasst.

Die Lösung aus dem Jahr 1978, die bis heute 
Bestand hat, existiert als Erdölbevorratungs-
gesetz in der Form, dass alle Produzenten 
und Importeure gesetzlich verpflichtet sind, 

einen geringen Erlösanteil von jeder Tonne 
Erdöl bzw. Erdölprodukten in den Erdölbe-
vorratungsverband einzubringen. Der Ver-
band als Körperschaft öffentlichen Rechts 
sichert daraus die Bevorratung für mindes-
tens 90 Tage mit Speichern in Deutschland 
ab. Das Vorhandensein dieser Reserve, ein-
gelagert in Salzkavernen im Untergrund, 
hat sich bereits einige Male als segensreich 
für die stabile Versorgung erwiesen.

Das Erdgasnetz als Analogon zum Strom-
netz verfügt ebenfalls über im Inland ge-
speicherte Reserven von derzeit ca. 25  % 
des deutschen Jahresverbrauches  [8], 
die in den nächsten Jahren auf etwa 35  % 
(33  Mrd.  m3

N Erdgas) aufgestockt werden 
sollen. Ganz wichtig für die Entstehung der 
Untergrundgasspeicherung in den 1970er 
Jahren war offensichtlich die Situation, dass 
jeder Gasversorger örtlich klar definierte 
Versorgungsbereiche betreute, so dass die 
Verantwortung für die Versorgungssicher-
heit klar adressierbar war. Die Reserven in 
deutschen Untergrundgasspeichern waren 
bereits mehrfach von unschätzbarem Wert, 
zuletzt im Winter 2009 bei der Blockade des 
westwärts gerichteten russischen Gastrans-
portes durch die Ukraine.

Die zukünftige Situation im deutschen 
Stromnetz mit einer Vielzahl von Erzeugern 
regenerativer (und damit unzuverlässig 
bereitzustellender) Energie ist durchaus 
vergleichbar mit der Situation in der Ölver-
sorgung und sollte zu einer politischen Lö-
sung analog dem Erdölbevorratungsgesetz 
führen. Die Lage ist sogar weitaus prekärer, 

Energiespeicherung und -bevorratung als nationale 
Aufgabe 
Frieder Häfner und Mohammed Amro

Ohne die Speicherung des fluktuierenden regenerativen Stromes aus Wind und Sonne in Stunden- und saisonalen Perioden 
wird ein versorgungssicheres Stromnetz mit hohen Anteilen erneuerbarer Energien nicht möglich sein. In Anbetracht der 
in Zukunft breit gestreuten regenerativen Stromerzeuger erscheint die Bevorratung von elektrischer Energie als nationale 
Aufgabe, die ein Regierungshandeln analog zum deutschen Erdölbevorratungsgesetz notwendig macht. Unter den zahlrei-
chen Möglichkeiten und Vorschlägen zur Stundenspeicherung sind Pumpspeicherkraftwerke und Speicher in Salzkavernen 
(adiabate Druckluftspeicher sowie Pumpspeicher) technisch und wirtschaftlich am vorteilhaftesten. Die Analyse der ver-
schiedenen Speichertechnologien zeigt, dass die Nutzung der Elektrolyse zur Wasserstofferzeugung, die Zumischung von 
Wasserstoff in das Erdgasnetz und die Speicherung/Verstromung von Wasserstoff mittelfristig vorteilhafter sein werden als 
die Methanisierungstechnologie (PGP).
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da der Zeithorizont der Entstehung von Ver-
sorgungslücken im Stromnetz ungleich kür-
zer ist.

Lösung  
Energiebevorratungsverbund

In diesem Wissen nehmen die Autoren an, 
dass die Versorgungssicherheit im Strom-
netz als nationale Aufgabe begriffen werden 
muss, die staatliches Handeln erfordert und 
auf Reserven zielt, die im Inland verfügbar 
sind. In diesem Sinne ist die Lösung „Spei-
cherung in Norwegen“ zwar möglich, sie 
darf aber nicht systembestimmend sein. 
Eine Lösung wäre ein Energiebevorratungs-
verbund, der analog zum Erdöl die Strom-
produzenten und –importeure gesetzlich 
dazu verpflichtet, einen geringen Anteil 
des Erlöses aus jeder Megawattstunde für 
Speicherzwecke abzuführen, womit sowohl 
Speicherkraftwerke als auch Regellast-Gas-
kraftwerke so gestützt werden, dass ihr Bau 
und Betrieb wirtschaftlich attraktiv möglich 
wird.

Technologien für die Energie-
speicherung im Untergrund

In diesem Kontext sollen nur Technologien 
zusammenfassend bewertet werden, die 
Speicherkapazitäten größer als 100  MWh 
aufweisen. Sie sind ausnahmslos nur als her-

kömmliche Pumpspeicherkraftwerke (PSW), 
als Pumpspeicherkraftwerke in Salzkaver-
nen (PSWKav) oder bergbaulichen Hohlräu-
men, als Druckluftspeicher in Salzkavernen 
und als Gasspeicher  (Wasserstoff, SNG = 
Synthetic Natural Gas) denkbar. In Tab.  1 
sind die infrage kommenden mechanischen/
thermodynamischen Technologien zusam-
mengestellt. Nachfolgend sollen jedoch nur 
die bisher unkonventionellen Technologien 
bewertet werden.

Pumpspeicherkraftwerke in aufgelas-
senen Grubenräumen des Bergbaus

In  [9] wurden Vorschläge geprüft, unterir-
dische Grubenräume des Altbergbaues als 
Speicherbecken zu nutzen, die in Anbetracht 
der großen Volumina (Größenordnung Mio. 
m3) attraktiv erscheinen. Bei näherer Be-
trachtung ergeben sich jedoch sehr starke 
Einschränkungen, denn die Anlage verlangt 
zwei getrennte und abgedichtete Bereiche 
(Ober- und Unterbecken) mit einer Maschi-
nenkammer im tiefsten Punkt der Anlage, 
die befahrbar und völlig dicht gegen Wasser-
zutritt ausgeführt sein muss. Den Autoren 
sind in Deutschland keine Gruben bekannt, 
die offene Volumina von einigen Mio. m3 auf-
weisen, die notwendigen Dichtheits- und Sta-
bilitätskriterien erfüllen und keine Umwelt-
belastungen (Wasser mit Schwermetallen, 
Radium, Uran etc.) hervorrufen.

Pumpspeicherkraftwerke in 
Salzkavernen (PSWKav)

Pumpspeicherkraftwerke in Salzkavernen 
stellen eine Alternative zu üblichen PSW 
dar und gewinnen an Interesse, weil ihr 
oberirdischer Flächenbedarf gering bleibt, 
eine große Anzahl von geologisch mögli-
chen Standorten (Salzstöcke) in der Nähe 
der zukünftigen Windenergiepark-Zentren 
vorhanden ist und ihr technologischer Wir-
kungsgrad sich durchaus mit dem hohen 
Wirkungsgrad herkömmlicher PSW verglei-
chen lässt [10].

In Abb. 1 soll das Schema der Speicherung 
an einem typischen Beispiel erläutert wer-
den. Eine der beiden Kavernen ist bis auf ein 
Restvolumen mit einem Schutzgas, z. B. Erd-
gas, die zweite Kaverne bis auf ein Restvolu-
men mit gesättigter Sole gefüllt. Das Gas ist 
vorkomprimiert auf den maximal zulässigen 
Kaverneninnendruck in der Oberkaverne. 
Der Gasdruck in der Unterkaverne sichert, 
dass im Falle der Beladung (Hochpumpen 
des Salzwassers) auf der Saugseite der Pum-
pen stets ein Überdruck von 4 bar vorhan-
den ist. Während der Beladung strömt das 
Gas von der Oberkaverne in die Unterkaver-
ne (bei Entladung umgekehrt), so dass der 
Kaverneninnendruck in beiden Kavernen 
bei Be- und Entladung immer nahezu kon-
stant bleibt.

Tab. 1: Übersicht über mechanische/thermodynamische Speichermöglichkeiten  
(PSW = Pumpspeicherkraftwerk)
Speicher Maximale Leistung/Spei-

cherkapazität MW/MWh
Anlagenwirkungs-

grad in %
Vorteile Problembereiche Bemerkung

Herkömmliche PSW 1 300/10 000 80 hohe Verfügbarkeit
Umwelteingriff,  

fehlende Akzeptanz 
Neubau in geringem 

Umfang möglich

PSW in aufgelasse-
nen Grubenräumen 
des Bergbaus

50/150 70–80
Hohlraum bereits vorhanden,  

kein Umwelteingriff, 
hohe Verfügbarkeit

Abdichtung der Becken,  
geringe Volumina

nur Einzelprojekte 
möglich

PSW in neu aufzufah-
renden Felskavernen

20/70 80
Dichtheit der Becken,  
hohe Verfügbarkeit

geringe Volumina,  
hoher Aufwand

Kleinanlagen  
möglich

PSW in Salzkavernen  
(PSWKav)

120/530 75–80
kein Umwelteingriff,  

viele Standorte vorhanden,  
hohe Verfügbarkeit

druckabhängige  
Salzentlösung

Diabate  
Druckluftspeicher

600/1 200 40–45
kein Umwelteingriff,  

viele Standorte vorhanden,  
hohe Verfügbarkeit

Erdgaseinsatz  
erforderlich

Adiabate  
Druckluftspeicher

150/400 52–59
kein Umwelteingriff,  

viele Standorte vorhanden,  
hohe Verfügbarkeit

Hochtemperatur- 
Hochdruck-Wärmespeicher
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zu einem Demonstrationskraftwerk führen 
soll [11].

Die Probleme bestehen in den relativ ge-
ringen isentropen Wirkungsgraden der 
adiabaten Verdichtung und Entspannung 
von Luft (85-95  %), in der Notwendigkeit, 
große Wärmemengen bei Temperaturen von 
ca. 600  °C und Gasdrücken von mehr als 
60 bar zu speichern und im Risiko bzgl. der 
Kavernen-Standsicherheit infolge häufiger 
Lastwechsel ( p=25-35  bar, T=30-50  K). 
Die Druckluft soll im Bereich von ca. 40 bar 
(Ausspeisung) und 65 bar (Einspeisung) ge-
speichert werden [11]. Man muss davon aus-
gehen, dass die Energieverluste der polytro-
pen Verdichtung mit Zwischenkühlung nur 
zu einem maximalen Anlagenwirkungsgrad 
von 59 % führen können [10]. In [7] wird ein 
Wert von 70 % angegeben, der jedoch nach 
den thermodynamischen Berechnungen der 
Autoren nicht erreichbar sein wird.

Speicherung als Gas

Tab.  2 zeigt eine Zusammenstellung der 
Technologien zur Speicherung als chemi-
sche Energie (Gas). Diese Technologie setzt 
immer die Erzeugung von Wasserstoff durch 
Elektrolyse voraus. Für die Elektrolyse kann 
man einen optimistischen zukünftigen Wir-
kungsgrad von ca. 85  % (4  kWh

el/m3
N) an-

setzen [12].

Wasserstoffspeicherung in 
Salz- und Felskavernen

Zur Vergleichmäßigung der Zumischung 
zum Erdgas, aber vor allem zur Speicherung 
mit nachfolgender Verstromung in GuD-
Kraftwerken, ist die Untergrundspeicherung 
von Wasserstoff eine wirtschaftlich interes-
sante Technologie, die ebenso wie die Zumi-
schung einen Wirkungsgrad von ca. 50  % 
sichert. Sie hat den enormen Vorteil der Ein-
satzfähigkeit sowohl als Stunden- als auch 
als Langzeitspeicher. Eine kleine Salzkaver-
ne bzw. eine Felskaverne mit 100 000 m3 Vo-
lumen ist bei 10 bar Druckspiel in der Lage, 
ca. 3 000 MWh chemischer bzw. 1 800 MWh 
elektrischer Energie zu speichern – das sind 
Werte, die mit denen großer Pumpspeicher-
kraftwerke vergleichbar sind.

Felskavernen wurden bisher noch nicht 
zur Speicherung von Gas genutzt. Die Ab-

Abb. 2 Pumpspeicherung in Kavernen bei maximal möglichem Gefälle. Kavernenvolumen: 500 000 m3, Rohr-
durchmesser: 4 m, Volumenstrom: 25 m3/s, maximale Betriebsdauer: 4,4 h, Gefälle = Tiefendifferenz 
Unterkaverne – Oberkaverne

Abb. 1 Schema eines Pumpspeicherkraftwerkes in Salzkavernen. Kavernenvolumen 250 000-500 000 m3, 
Durchmesser der Solebohrungen 2-4 m, Durchmesser der aufgesolten Kavernenverbindungen 2-5 m

Abb. 2 stellt die maximal möglichen Tiefen 
der Kavernen dar, bei denen der geforder-
te Ansaugdruck der Pumpen bei Beladung 
(4 bar) noch gegeben ist. Bei einer Tiefe von 
1 200 m ist eine Leistung von 120 MWel und 
eine Speicherkapazität von 533 MWhel mög-
lich. Das Problem der möglichen Entlösung 
von Salz in den Turbinen muss experimen-
tell untersucht werden, die träge Kinetik der 
Salzkristallisation wird jedoch voraussicht-
lich eine wesentliche Beeinträchtigung ver-
hindern.

Adiabate Druckluftspeicherung  
in Salzkavernen

Bei einem adiabaten Druckluftspeicher 
soll die bei der Verdichtung von atmosphä-
rischer Luft anfallende Wärme in groß- 
volumigen Hochdruck-Hochtemperatur-
Wärmespeichern aufgenommen und im 
Entnahmefall der gespeicherten Druckluft 
vor der Turbine wieder zugeführt werden. 
Zur Entwicklung dieser Technologie fördert 
das BMWi das F&E-Projekt ADELE, das bis 
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dichtung solcher Bauwerke gegenüber Gas 
mit geringem Druck von 5–15 bar erscheint 
mit einem gewissen F&E-Aufwand technisch 
machbar und würde auch Standorte außer-
halb der Salzstock-Geologie, d. h. in Mittel- 
und Süddeutschland, ermöglichen.

„Power to Gas to Power“ (PGP)

Diese Technologie fügt an die Elektrolyse 
noch eine Methanisierungsstufe an, so dass 
am Ende aus Wasserstoff und Kohlendioxid 
wieder Methan erzeugt wird  [12]. Es gibt 
ernste Zweifel an der großtechnischen Um-
setzung, weil die Möglichkeiten zur Bereit-
stellung großer Mengen CO

2 begrenzt sind. 
Die in [12] erwähnte Technologie, aus Biogas 
CO2 abzutrennen, ist wenig sinnvoll, weil 
die Erzeugungsanlagen i. d. R. relativ klein 
sind und sich örtlich weit verteilen. Die Ver-
kopplung der CO2-freien Kohleverstromung 
(insbesondere nach dem Oxyfuel-Verfahren 
unter Nutzung des Elektrolyse-Sauerstoffs) 
mit PGP-Anlagen ist reizvoll, jedoch ist die 
Kohleverstromung ein Auslaufmodell.

Schlußfolgerungen für die 
Speichertechnik im Untergrund

Neben den herkömmlichen Pumpspei-
cherkraftwerken sind adiabate Druckluft-
speicher und Pumpspeicherkraftwerke in 
Salzkavernen technisch machbare und wirt-
schaftlich erwägenswerte Alternativen für 
die Stundenspeicherung. Diese beiden Spei-
cherformen sollten bevorzugt gefördert wer-
den, da ihre großtechnische Realisierung 
bis zum Jahr 2030 durch intensive F&E und 
kleintechnische Demonstrationsprojekte 
vorbereitet werden kann.

Die Energiespeicherung in Gasform ist so-
wohl für die Stundenspeicherung als auch 
für den saisonalen Ausgleich sehr gut geeig-
net. Die Methanisierung des Wasserstoffes 
zu SNG ist erstrebenswert, aber durch den 
CO

2-Bedarf beschränkt. Die Speicherung 
in Gasform wird im Wirkungsgrad nicht 
wesentlich über 50 % hinauskommen – als 
Vorteil steht demgegenüber aber eine hohe 
Flexibilität durch die Kopplung von Strom- 
und Gasnetz. 
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Tab. 2: Übersicht über Speichermöglichkeiten in Gasform (Wasserstoff, SNG)

Speicher Anlagenwirkungs-
grad in %

Vorteile Problembereiche Bemerkung

Elektrolyse, Zumischung von Wasserstoff 
in das Gasnetz (max. 5 %) + Verstromung 

51
keine Standortprobleme, Kopplung 

vom Strom- mit dem Gasnetz
Zulässiger H2-Anteil im Gas,  

Logistik der Zumischung
flächenhaft  
einsetzbar

Elektrolyse + Wasserstoffspeicherung +  
Verstromung

50
H2-Speicherung notwendig,  
Dichtheit, Materialauswahl

Elektrolyse + Methanisierung +  
Speicherung + Verstromung  
(Power-to-Gas-to-Power)

37+X  
(X steht für die wei-
tere Entwicklung)

Kopplung vom Strom- mit dem 
Gasnetz

CO2-Bereitstellung,  
H2- und CO2-Speicherung notwendig,  

Dichtheit, Materialauswahl
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„Nehmen wir den Atomausstieg, den macht den Deutschen kein Industrieland nach. Nun haben 
wir den absurden Fall, dass wir als Vorreiter des Klimaschutzes de facto höhere CO2-Emissi-
onen verursachen, als vor dem Atomausstieg. Solche Ergebnisse sind auch die Folge unserer 
Methodenverliebtheit. Wir neigen dazu vorzuschreiben, wie die Methode sein muss, die ein 
Problem löst, anstatt das Ziel vorzugeben und jedem selbst zu überlassen, wie er es erreicht. 
Dadurch kommen die Lieblingsmethoden gesellschaftlicher Gruppierungen voll zur Geltung, 
was problematisch ist.“             

Dirk Maxeiner, Journalist und freier Publizist

„et“: Das Umweltbundesamt (UBA) bezeichnete 
Sie in der Studie „Und sie erwärmt sich doch“ als 
Klimaskeptiker. Fassen Sie das als Lob oder als 
Schelte auf?

Maxeiner: Es scheint mir in erster Linie ein Ver-
such zu sein, Kritiker zu desavouieren. In diesem 
Pamphlet ist über lange Strecken die Rede davon, 
dass sogenannte Klimaskeptiker in den USA und 
anderen Ländern gekauft seien und finstere Mo-
tive hätten. Dann greift man wahllos auch hier 
einige Journalisten heraus, die einem unliebsam 
geworden sind, und steckt sie in denselben Topf. 
Eine These skeptisch zu hinterfragen ist jedoch 
ein methodisches Prinzip der Wissenschaft und 
für uns Journalisten geradezu eine Pflicht. Was 
denn sonst? Ich kann nicht nachvollziehen, wa-
rum man seine kritische Haltung an der Gardero-
be des UBA abgeben soll.

„et“: War das ein Einzelfall?

Maxeiner: Nein, es gab schon viele solche Arti-
kel, unter anderem in einem Buch der Münchner 
Rückversicherung. Das habe ich immer akzep-
tiert, denn es gehört zum Spiel. Eine Bundesbe-
hörde hingegen müsste die Meinungsfreiheit 
hochhalten und mit Bewertungen dieser Art 
äußerst vorsichtig sein. Ich erwarte von einer 
offiziellen Stelle eine abwägende Information zu 
bestimmten Themen, nicht Noten für Kritiker.

„et“: In der oben erwähnten Studie erklärt das 
UBA die Klimadebatte für beendet.

Maxeiner: Eine Debatte ist dann beendet, wenn 
es keine zwei Berichterstattungen mehr gibt, vor-
her nicht. Der einzige Beleg, den das UBA übrigens 
für seine Behauptung anführt, wir würden nicht 
auf der Basis der Klimawissenschaft berichten, ist 
unser Artikel „Klimadebattenwandel“. Dort wird 
aber lediglich die Debatte referiert. Wir werfen 
keine eigenen Thesen ein. Ich mag den Begriff Kli-
maskeptiker gar nicht und bin auch keiner, son-
dern Agnostiker. Ich weiß weder, wie das Klima in 
100 Jahren sein wird, noch weiß ich, wer in dieser 
Debatte Recht und wer Unrecht hat, und ich glau-
be auch nicht, dass das sonst jemand weiß.

„et“: Wie ist das Duo Maxeiner/Miersch über-
haupt entstanden?

Maxeiner: Michael Miersch und ich arbeiteten 
als Kollegen für mehrere Zeitungen und dann 
in den Neunzigerjahren bei „Natur“, der damals 
größten europäischen Umweltzeitschrift. Ich 
war Chefredakteur und Michael schrieb über 
Wissenschaft. Weil Leser ihr Abo öfters gleich 
abbestellten, wenn wir gelegentlich gewisse Mei-
nungen hinterfragten, verfassten wir das Buch 
„Öko-Optimismus“. Darin wollten wir aufzeigen, 
dass in Sachen Umwelt auch sehr vieles besser 
geworden ist.

Die „Achse des Guten“

„et“: Sie gehören zur sogenannten „Achse des Gu-
ten“. Wie kam es dazu?

Maxeiner: Diese Idee entstand nach einer Veran-
staltung für Journalisten und Autoren in Berlin, an 
der auch einige Wissenschaftler teilnahmen. Anlass 
war die antiamerikanische Aufwallung nach 9/11. 
Wir wollten uns über unausgesprochene Denkver-
bote austauschen und schalteten dann mit Henryk 
M. Broder zusammen eine Internetseite auf. Zu 
Beginn hatten wir Sorge, ob sich jede Woche ein 
Thema fände, das auf diese Seite passt. Jetzt sind 
wir bereits im neunten Jahr und zu einem journalis-
tischen Netzwerk angewachsen. An den monatlich 
drei Millionen Besuchern der Seite erkennt man, 
dass viele Menschen unser Anliegen teilen.

„et“: Sind nicht Journalisten in der Regel immer 
eher auf der Seite der Schwachen und Guten?

Maxeiner: Doch, und es hat auch historische 
Gründe, weshalb man zum Verbündeten wurde 
und nun Beißhemmungen hat. Ich spreche der 
Umweltbewegung ihr berechtigtes Anliegen gar 
nicht ab, denn es gab einiges, das so nicht weiter 
gehen konnte. Man wähnt sich allerdings noch 
immer als Minderheit, dabei sind Umweltsorge 
und Klimaschutz längst Mainstream. Jetzt gin-
ge es darum, wie bei allen anderen Themen, 

„Es geht bei uns oft um das große Ganze und um Moral, 
seltener um die Sache“ 
Die Debatte über Prinzipien, Ausgestaltung und Umsetzung der Energie- und Klimapolitik wird in der deutschen Öffentlich-
keit selten sachlich geführt. Vielfach stehen interessengeleitete, emotionale oder ideologische Aspekte im Mittelpunkt. Dies 
bewirkt ein unübersichtliches Geflecht von Argumenten und erweckt den Eindruck, dass es mehrere Wirklichkeiten bzw. 
Wahrheiten gibt. Durch die im Sommer 2011 forcierte Energiewende hat sich die Sachlage angesichts weitreichender Eingrif-
fe insbesondere in die Stromwirtschaft noch einmal verkompliziert. „et“ sprach mit Dirk Maxeiner, freier Publizist und Part-
ner des bekannten Autorengespanns Maxeiner & Miersch, über Debatten-Kultur im Energie-/Umweltbereich in Deutschland.
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„Es geht bei uns oft um das große Ganze und um Moral, seltener um die Sache. 
Bei einer Diskussion über die Einkommensverteilung hat eine moralische Ar-
gumentation ihre Berechtigung, aber nicht, wenn man sicher und preiswert 
Strom herstellen will. Bei physikalisch-technischen Fragen ist Moral nicht be-
sonders hilfreich. Denkt man die Energiefrage zu Ende, offenbart sich der wah-
re Grund für diese Emotionalität. Im Kern der Debatte steckt die Frage, wie wir 
leben wollen, und die wird in Deutschland gerne moralisch geführt.“ 

Dirk Maxeiner, Journalist und freier Publizist

genau hinzuschauen. Ich habe heute dasselbe 
Grundmisstrauen gegenüber einem Sprecher 
von Greenpeace wie einem Pressesprecher der 
Industrie.

„et“: Das war nicht immer so?

Maxeiner: Nein. Als das Thema „Waldsterben“ 
aufkam, waren wir bei „Natur“ anfangs ebenfalls 
Überzeugte. Doch der Zweifel ist ein Nagetier 
und als uns Forstwissenschaftler aus der Praxis 
sagten: „Leute, macht mal langsam, es gibt kein 
flächendeckendes Waldsterben“, begannen wir 
genauer hinzuschauen. Ähnlich hysterisch ent-
wickelte sich die „politisch korrekte“ Berichter-
stattung beim Unglück auf der Ölplattform „Brent 
Spar“, was sogar zu Molotow-Ansschlägen auf 
Shell-Tankstellen führte und dem Widerstand to-
talitäre Züge verlieh.

„et“: 1996 wurde Ihr Buch „Öko-Optimismus“ zum 
Wissenschaftsbuch des Jahres gewählt. 1999 folg-
te das „Lexikon der Öko-Irrtümer“. Welche Fehlein-
schätzungen der vergangenen Jahre zählen für Sie 
zu den größten?

Maxeiner: Die Malthusianische Idee vom Ende 
der Ressourcen. Das ist eine Denkschiene, auf die 
man in vielen Bereichen trifft. Wir erleben gerade, 
wie neue Methoden zur Erdöl- oder Gasgewinnung 
den schon oft heraufbeschworenen Peak-Oil weit 
in die Ferne schieben. Die USA werden von einem 
Energieimporteur zu einem Energieexporteur. Das 
hat große politische Implikationen und stellt auch 
die deutsche Energiewende in ein Umfeld, das 
man nicht erwartet hat. Solche Denkschienen füh-
ren immer wieder zu Irrtümern. Man hört dann 
beispielsweise, der Kuchen müsse gerechter ver-
teilt werden, aber keiner kommt auf die Idee, dass 
man auch einen zweiten Kuchen backen könnte. 

„et“: Wurde mit der Klimaschutzpolitik eine Wirk-
lichkeit kreiert, die dogmatisch alles auf das Mole-
kül CO2 verengt?

Maxeiner: Ich zweifle nicht daran, dass CO2 zur 
Erwärmung beiträgt. Nur haben andere Fakto-
ren ebenfalls einen Einfluss auf das Klima, zum 
Beispiel die Sonne. Weil solche Einflüsse als 
Schwächung der CO2-These herhalten könnten, 
versucht man sie in der Öffentlichkeit möglichst 
nicht zu thematisieren. Und eine Anpassungs-
strategie, wie sie der Hamburger Professor Hans 
von Storch vorschlägt, um Menschen etwa mit 
einer Erhöhung von Deichen abzusichern, wird 
als Kapitulation vor dem Problem gesehen. 

Die Vorstellung, den Meeresspiegel durch die 
Reduktion von CO2 unter Kontrolle zu halten, 
empfinde ich dagegen als sehr mechanistisch. Es 
wird sich zeigen, wie lange sich diese Fixierung 
auf einen Stoff als Inkarnation des Bösen halten 
lässt. Die Klimasensitivität von CO2 wird vom 
neuen IPCC-Bericht jedenfalls bereits etwas zu-
rückgestuft. Wenigstens darf man jetzt darüber 
reden.

Klimaforscher machen Politik

„et“: Wie sehen Sie die Rolle des Weltklimarates 
(IPCC) grundsätzlich?

Maxeiner: Die Forscher betreiben ohne Zweifel 
gute Wissenschaft und ich unterstelle keinem 
politische Motive. Man hat sich aber auf ein ge-
fährliches Feld begeben, denn Konstrukte wie 
das IPCC verführen die Leute dazu, der Politik 
die Arbeit abzunehmen. Entscheidungen, was zu 
geschehen hat, muss jedoch die Politik fällen, 
nicht Klimawissenschaftler, die für diese Aufga-
be gar nicht kompetent sind. Der ursprüngliche 
Auftrag des IPCC lautete, aufzulisten, was alles 
erforscht wird, und die Zwischenresultate in gute 
Zusammenfassungen zu gießen. Daraus wurde 
inzwischen eine kämpferische Organisation, die 
politische Ziele durchsetzen will. In den neuesten 
Verlautbarungen im Vorfeld des jüngsten Berich-
tes wurde jedoch wieder dramatisiert.

„et“: Ist Zuspitzung nicht generell ein Problem bei 
der Vermittlung von Wissenschaft?

Maxeiner: Auf jeden Fall, das geht schon in 
den Pressestellen von Hochschulen los, wenn 
aufgemotzte Meldungen verfasst werden, bevor 
eine wissenschaftliche Studie nachlesbar ist. 
Man steht im Kampf um Aufmerksamkeit. Beim 
vielbeachteten Thema Klima ist die Versuchung 
natürlich besonders groß, mit plakativen Schlag-
zeilen hervorzutreten und Zusammenhänge her-

zustellen, die von einer Studie vielleicht gar nicht 
eingelöst werden. Man weiß, was Journalisten auf 
eine gewisse Fährte lenkt.

Deutsche Methodenverliebtheit

„et“: Die deutsche Energiewende ist ein Allein-
gang geblieben. Warum wird hier den Anderen 
Unvernunft unterstellt, anstatt den eigenen Weg zu 
hinterfragen?

Maxeiner: Weil man sich als Vorbild sieht. 
Henryk M. Broder hat das einmal so formu-
liert: „Erst hat Deutschland der Welt den Krieg 
erklärt, jetzt erklärt es ihr den Frieden“. Neh-
men wir den Atomausstieg, den macht den 
Deutschen kein Industrieland nach. Nun haben 
wir den absurden Fall, dass wir als Vorreiter 
des Klimaschutzes de facto höhere CO2-Emissi-
onen verursachen als vor dem Atomausstieg. 
Solche Ergebnisse sind auch die Folge unserer 
Methodenverliebtheit. Wir neigen dazu vorzu-
schreiben, wie die Methode sein muss, die ein 
Problem löst, anstatt das Ziel vorzugeben und 
jedem selbst zu überlassen, wie er es erreicht. 
Dadurch kommen die Lieblingsmethoden gesell-
schaftlicher Gruppierungen voll zur Geltung, 
was problematisch ist.

„et“: Wie beispielsweise die Photovoltaik?

Maxeiner: Ja, sie ist in gewissen Anwendungs-
bereichen durchaus sinnvoll, speziell in süd-
lichen Ländern. Dass sie jedoch vor allem eine 
Lieblingsmethode der Grünen ist, zeigt sich an 
der wechselnden Argumentation für diese Tech-
nologie. Manchmal heißt es, sie diene dem Klima-
schutz, dann, sie ersetze die zur Neige gehenden 
fossilen Energieträger, oder sie verursache über-
haupt keine Emissionen. Man sucht sich sozusa-
gen immer das Problem aus, das gerade passt. 
Es wäre schlauer gewesen, die Atommeiler noch 
eine gewisse Zeit in Reserve zu halten.



54 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 63. Jg. (2013) Heft 10

ZUKUNFTSFRAGEN
INTERVIEW

„et“: Das hätte die Erfolgsaussicht der Energie-
wende erhöht?

Maxeiner: Ja, weil für den Umbau mehr Zeit 
und ein Netz im wahrsten Sinne des Wortes zur 
Verfügung gestanden hätten. Anstatt immer alles 
zu hundert Prozent in Angriff zu nehmen, wären 
vielleicht siebzig Prozent besser gewesen. Doch 
man war wohl der Meinung, die Not würde die 
Lösungsfindungen beschleunigen. Nun wird man 
trotzdem zu einem Kompromiss kommen müssen, 
wobei abzuwarten ist, was sich noch korrigieren 
lässt. Eine Industrie, die aufgrund der Stromkos-
ten weggezogen ist, wird nicht so schnell wieder-
kommen, und das bereits eingesetzte Geld wird 
uns sicherlich fehlen. Das ist schade.

Der moralische Kern 
der Energiefrage

„et“: Werden aufgrund der Methodenverliebtheit 
in Deutschland die politische Debatten über Ener-
gie, Umwelt und Klima emotionaler geführt als in 
anderen Industrieländern?

Maxeiner: Ja. Es geht bei uns oft um das große 
Ganze und um Moral, seltener um die Sache. Bei 
einer Diskussion über die Einkommensverteilung 
hat eine moralische Argumentation ihre Berechti-
gung, aber nicht, wenn man sicher und preiswert 

Strom herstellen will. Bei physikalisch-techni-
schen Fragen ist Moral nicht besonders hilfreich. 
Denkt man die Energiefrage zu Ende, offenbart 
sich der wahre Grund für diese Emotionalität. Im 
Kern der Debatte steckt die Frage, wie wir leben 
wollen, und die wird in Deutschland gerne mora-
lisch geführt.

„et“: Also müsste man diese Frage zuerst klären?

Maxeiner: Ja, sonst bleibt es ein Stellvertreterge-
rede. Es wäre aufrichtiger, mit dieser Diskussion 
über Lebensstile zu beginnen, weil dann jeder 
weiß, wie viel Freiheit oder eben Bevormundung 
ihm bevorsteht. Heute wird unter dem Vorwand 
des Klimaschutzes sehr vieles subsumiert, das 
reicht vom Fleischverzicht bis zur grünen Geldan-
lage. Das Klima ist ein Vehikel geworden, mit dem 
wir darüber streiten, wie die Gesellschaft in Zu-
kunft aussehen soll. Und da setzen relativ kleine 
Gesellschaftsgruppen ihre Vorstellungen oft sehr 
konsequent durch.

„et“: Was Ihrerseits zu polemischen Zuspitzungen 
führt, die dann als Provokation verstanden wer-
den?

Maxeiner: Die Schwelle ist in Deutschland so 
niedrig gesetzt worden, dass eine Aussage bereits 
als Provokation gilt, wenn sie nicht der Mehrheits-

meinung entspricht. Das ist absurd. Als ich vor 
vier Jahren das Buch „Hurra, wir retten die Welt“ 
schrieb, habe ich mir immens Mühe gegeben, un-
terhaltsam zu sein, aber auch sachlich zu bleiben 
und keine stereotypen Ausdrücke wie das Wort 
„Gutmensch“ zu verwenden, das ich gar nicht mag. 

„et“: Früher hat Ihnen die Polemik als Stilmittel 
besser gefallen?

Maxeiner: Ja, jetzt komme ich von dieser Linie 
immer mehr weg, weil Polemik nichts bringt. Wer 
für die Energiewende eintritt oder das Weltklima 
in Gefahr sieht, ist nicht per se schlechten Wil-
lens. Wir alle möchten unsere Umwelt schützen 
und nicht das Klima ruinieren. Das Reiten von 
ideologischen Steckenpferden führt oft zum Ge-
genteil dessen, was man intendiert hat und macht 
die Leute nur ärmer. Das ist nicht sinnvoll. Aber 
Pragmatismus fällt uns in Deutschland oftmals 
sehr schwer.

„et“: Zeit für die Gründung einer „Pragmatischen 
Partei Deutschlands“?

Maxeiner: Warum nicht. Unter dem Motto „Grün, 
aber richtig“.

Die Fragen stellte André Behr, 
Wissenschaftsjournalist, Zürich

Der Pkw der Zukunft fährt mit Öl und Strom, denn nur so kann er die Er-
wartungen der Autofahrer erfüllen. Das ist das Ergebnis einer Studie des 
Instituts für Fahrzeugkonzepte am Deutschen Zentrum für Luft- und Raum-
fahrt (DLR). Die Studie belegt eindeutig: Auch bei scharfen Klimaschutz-
zielen von 45 g CO2/km für Neufahrzeuge im Jahr 2040 bleiben Benzin 
und Diesel als Energieträger in hocheffizienten Verbrennungsmotoren das 
Rückgrat für 85 % der Neufahrzeuge und 95 % der Bestandsflotte.

Während auf der IAA in Frankfurt die Technik der Elektromobilität einen 
Schwerpunkt bildet, beleuchtet die Studie die Mobilitäts-Ansprüche und 
-Bedürfnisse der Autofahrer bezüglich der Antriebstechnologie genauer. 
Dabei projiziert sie die politischen Rahmenbedingungen auf das Kaufver-
halten der Autofahrer. Dabei wird deutlich: Die Debatte um CO2-Ziele und 
Elektromobilität wird weder konsequent noch aufrichtig geführt. Vor al-
lem aber gehen die Ziele der Politik zu großen Teilen an den Bedürfnissen 
der Autofahrer vorbei. Wie die Ergebnisse der DLR-Studie eindeutig bele-
gen, würde zu einer ehrlichen Debatte vor allem die Erkenntnis gehören, 

dass die Verbreitung von Pkw mit rein elektrischem Antrieb auch über 
das Jahr 2020 hinaus begrenzt bleiben wird.

Vielmehr wird der Verbrennungsmotor selbst bei einer weiteren Ver-
schärfung der CO2-Ziele nach 2020 neben der Batterie an Bord des Au-
tos notwendig sein. Dies ergibt sich aus den Ansprüchen der Kunden, 
die von ihrem Auto auch zukünftig Zuverlässigkeit im Sinne dauerhafter 
Verfügbarkeit und gelegentlicher Langstreckenfahrten erwarten. Darüber 
hinaus müssen sich Autofahrer aufgrund schärferer CO2-Ziele auf signifi-
kante Mehrkosten einstellen, da die höheren Anschaffungskosten für Pkw 
eben nur zu einem geringen Teil durch Einsparung an Kraftstoffkosten 
kompensiert werden. Die DLR-Studie zeigt, dass Öl auch zukünftig ein 
wichtiger Energieträger bleibt, um die Mobilitätsbedürfnisse der Men-
schen zu erfüllen – bei gleichzeitiger Erreichung der Klimaziele.

Die DLR-Studie finden Sie unter: 
http://www.mwv.de/index.php/service/publikationen

DLR-Studie: Der Pkw von morgen fährt mit Öl und Strom
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Ein Rückblick auf die Entwicklung der letz-
ten Dekade zeigt, dass in den Jahren 2002 
bis 2006 – als typische Betriebsperiode für 
die Stromerzeugung aus Kernkraft – der 
Versorgungsbeitrag der Kernenergie in 
einer Größenordnung zwischen 160 und 
170  TWh/a lag (siehe Tabelle). In der da-
rauffolgenden Zeit nahm der Beitrag aus 
verschiedenen Gründen deutlich ab. Seit der 
Reaktorkatastrophe in Fukushima 2011 ent-

fielen dann etwa 41 TWh, so dass der Ver-
sorgungsbeitrag der Kernenergie im Jahr 
2012 bei nur noch 99,5 TWh lag.

Parallel dazu wurde im Zeitraum von 2006 
bis 2012 die über das EEG vergütete Strom-
menge von rund 52  TWh auf 114  TWh im 
Jahr gesteigert. Damit konnte der Rückgang 
der Kernenergieerzeugung von 167 TWh auf 
rund 100 TWh beinahe ausgeglichen werden.

Erhöhung der Zahlungen für 
Erneuerbare berücksichtigen

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich die 
erneuerbare Energien-Zahlungen trotz Sys-
temumstellung bei der Abrechnung des EEG-
Stroms im gleichen Zeitraum von 5,8 Mrd. € 
in 2006 auf geschätzte 20  Mrd. € in 2012 
erhöhten. Demnach sind der Kompensation 
des Kernenergieausstiegs bislang mehr als 
13 Mrd. € zuzuschreiben. 

Bis zum endgültigen Ausstieg in 2022 soll 
der Versorgungsbeitrag der Kernenergie 
überwiegend durch erneuerbare Energien 
substituiert werden. Bei Einspeisevergü-
tungssätzen auf derzeitigem Niveau wür-
den sich jährlich weitere EEG-Zahlungen in 
Höhe von 30 bis 40 Mrd. € ergeben. Hinzu 
kommen die Kosten für den Netzausbau und 
die Systemintegration.

Dem Ziel der Bundesregierung zufolge, den 
Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-
stromverbrauch bis 2020 auf mindestens 
35  % zu erhöhen, sind 2022 – wie schon 
in den Jahren zuvor – noch immer etwa 60 
bis 65 % der Last durch Braunkohle-, Stein-
kohle- und Gaskraftwerke zu decken (siehe 
Abb.). Diese Tatsache und die hohen Kosten 
für den Ausstieg aus der Kernenergie las-
sen die Bedeutung preiswerter Stromerzeu-
gungspotenziale in Deutschland wachsen, 
die sich überwiegend auf die heimische 
Braunkohle und importierte Steinkohle stüt-
zen werden.

Kernenergieausstieg 
kostenoptimal bewältigen

Die Herausforderung in den nächsten Jah-
ren besteht vor allem darin, den Kernener-
gieausstieg kostenoptimal zu bewältigen. 
Für die klimapolitischen Ziele hat der Er-
satz der CO2-neutralen Stromerzeugung aus 
Kernenergie durch Erneuerbare bis 2022 
keine Bedeutung.

„et“-Redaktion

Tab.: Bruttostromerzeugung in Deutschland von 2002 bis 2012 nach 
Energieträgern
Energieträger 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 20121)

Mrd. kWh

Braunkohle 158,0 158,2 158,0 154,1 151,1 155,1 150,6 145,6 145,9 150,1 161,1

Kernenergie 164,8 165,1 167,1 163,0 167,4 140,5 148,8 134,9 140,6 108,0 99,5

Steinkohle 134,6 146,5 140,8 134,1 137,9 142,0 124,6 107,9 117,0 112,4 116,1

Erdgas 56,3 62,9 63,0 72,7 75,3 78,1 89,1 80,9 89,3 86,1 75,7

Erneuerbare 46,1 45,6 56,6 62,5 71,6 88,3 93,2 94,9 104,8 123,8 142,4

Übrige 18,2 20,3 21,2 24,1 25,4 26,6 24,7 21,4 26,7 25,6 25,9

EEG-Erzeugung 25,0 28,4 38,5 44,0 51,5 67,0 71,1 75,1 80,7 91,2 114,3

Mrd. €

EEG-Auszahlung 2,2 2,6 3,6 4,5 5,8 7,9 9,0 10,8 13,2 16,7 2)

1) Vorläufige Angaben 
2) Aufgrund Systemumstellung bei der Abrechnung des EEG-Stroms (u.a. Einführung Marktprämienmodell) keine 
vergleichbare Zahl ermittelbar; Bei Abschätzung der Zahlungen nach ursprünglicher Abrechnungsmethode würde 
sich ein Wert von gut 20 Mrd. € ergeben 
Quelle : AG Energiebilanzen e.V., BDEW, www.eeg-kwk.net 

Was bedeutet der Ausstieg aus der Kernenergie?
Seit dem 6.8.2011 ist der Ausstieg aus der Kernenergienutzung in Deutschland politisch beschlossen. Doch bewältigt ist er 
noch längst nicht. Tatsächlich wird die stromwirtschaftliche Entwicklung bis zum Abschalten der letzten Kernkraftwerke im 
Jahr 2022 maßgeblich vom Ersatz des entfallenden Versorgungsbeitrages durch erneuerbare Energien geprägt sein.

Abb.   Strommix in Deutschland 2002/2012/2022


